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Gumowski, M. Die brandenburgifhe Frage 
des 12. Jahrhunderts.) 


Im zweiten Teil feiner Abhandlung, deren erſter Teil in „Sla- 
via Occidentalis“, Bd. VII erſchienen ift, behandelt der als Numis⸗ 
maklker bekannte Verfaſſer die Perſönlichkeit des Jaxa von 

öpenich. Der Name Jara iff nah ihm eine ſlaviſche Umbil- 
ung von Jakob; er komme ſonſt im 12. Jahrhundert nicht vor und 
erſcheine erſt 1232 wieder beim Kaſtellan Jakſa von Siewierz, 
vielleicht einem Patenkind Jaras. 

Jara war ein Verwandter des brandenburgiſchen Fürſten Pri- 
bislaw. Da er bei deffen Thronbeſteigung 1127 nach Polen flüch— 
tete, ift der Verfaſſer geneigt anzunehmen, daß er dem ermorde- 
en Meinſried näher verwandt geweſen fei als dem neuen 
Fürſten. Jara ift nach Meinung des Verfaſſers nach Polen gekom- 
men, um Boleslaws Hilfe zur Erlangung der brandenburgiſchen 
Herrschaft zu erbitten; Kämpfe mit den Tſchechen und Ungarn 
hätten dem aber im Wege geſtanden. Gumowski möchte an- 
nehmen, daß haupkſächlich Otto von Bamberg, der ein Freund 

lbrecht des Bären war, die polniſche Inkervenlion hinterkrieben 
habe, als er im Herbſt 1127 aus Stettin über Polen zurüchreiſte 
und fich einige Zeit in Gneſen aufhielk. Auch in den nächſten 
Abren hatten die Verhälkniſſe Polens kein Einkreken für Jara 
erlaubt, und 1135 mußte auf der Zuſammenkunft in Merſeburg 
Boleslaw außer anderen Zugeſtändniſſen auch, wie der Verfaſſer 
für zweifellos hält, das der Anerkennung der Herrſchaft Pribis— 
laws und Albrechts in Brandenburg machen. Jara habe ſeitdem in 
Polen als Großgrundbeſitzer gelebt, deſſen Güter, die der Verfaſſer 
im einzelnen feſtzuſtellen ſucht, in verſchiedenen Teilen Schleſiens 
und Kleinpolens, von Breslau bis hinter Lublin, gelegen hätten. 


EEE ER 


1) Bat, Oftland-Berichte, Ihrg. II, S. 169 ff. 173 


(Die brandenburgische Frage des 12. Jahrhunderts.) 8 

Da Jara bei Boleslaw keine Unkerſtützung fand, fei er in Be- 
ziehungen zu dem hervorragendſten und mächkigſten Magnaken 
Polens, Peter Wlaſt, getreten und habe wahrſcheinlich bald nach 
1135 deffen Tochter Agapia geheiratet. Aber die Verhälkniſſe 
blieben für Jaxa ungünſtig, beſonders da 1138 mit Boleslaw der 
letzte polniſche Monarch ſtarb, der nach Weſten eine energiſche 
Politik krieb. Um 1144 ſcheinen aber, wie der Verfaſſer meint, 
Jara und Peter Wlaſt beſchloſſen zu haben, etwas zu unternehmen, 
Hierzu machke der letztere 1144—1145 eine Reife an die Höfe der 
ſächſiſchen Fürſten; die hier gepflogenen Verhandlungen hätten 
aber zu keinem Refultat geführt. Die Folge aber fei geweſen, 
daß Albrecht der Bär aufmerkſamer auf die Verhälkniſſe in Polen 
wurde, und der Verfaſſer behaupket, daß auf ſeine Inkrigen die 
von Wladislaw II. befohlene Blendung des Peter Wlaſt im Jahre 
1145 zurückzuführen ſei. Die Familie des Peter Wlaſt und mit ihr 
Jaxa hätten ſich jetzt der Parkei der jüngeren Brüder Wladislaws, 
die mit ihm kämpften, angeſchloſſen, aber Jaxa habe dadurch 
nichts erreicht, denn nach der Vertreibung Wladislaws gelang es 
Albrecht, durch ſeine kluge Politik die polniſchen Herzöge für ſich 
zu gewinnen und 1148 mit ihnen den Kruſchwitzer Verkrag abzu- 
ſchließen. Auch der Tod Pribislaws im Jahre 1150 habe Jaxas 
Sache nicht gefördert, denn die Fürſtin Petriſſa habe ihn verheim- 
licht, bis Albrecht mit ſtarken deutſchen Kräften Brandenburg be- 
ſetzte. Die nächſten Jahre ſei er im ungeſtörken Beſitz geblieben, 
wie die in dieſer Zeit geſchlagenen Münzen bewieſen. 

Dann aber — die Zeit iſt nicht überliefert, der Verfaſſer ver- 
mutet, daß es gegen Ende des Jahres 1154 geweſen fei — drang 
Jara mit angeworbenen polniſchen Freiwilligen, unkerſtützt von 
ſchleſiſchen und kleinpolniſchen Adelsfamilien (die der Verfaſſer 
an Hand ſpäterer Schenkungen Jaras feſtzuſtellen verſucht), in 
das brandenburgiſche Land ein und nahm die Stadt durch Unter- 
ſtützung ſeiner Anhängerſchaft in derſelben und durch Beſtechung 
der deutſchen Beſaßung ein. Albrecht konnte für den Augenblick 
nichts gegen ihn unternehmen, erſt nachdem er, wie der Verfaſſer 
annimmt, 1155 gelegenklich der Weihe der Kirche in Leitzkau ſich 
mit dem Erzbiſchof Wichmann von Magdeburg verſtändigt hakte 
und es beiden gelungen war, den Kaiſer Friedrich Barbaroſſa zum 
Auftreten gegen Polen zu veranlaſſen, um dadurch den Jaxa der 
polniſchen Hilfe zu berauben, rückken 1157 Albrecht und Wichmann 
vor Brandenburg und gewannen nach längerer Belagerung am 
11. Juni die Stadt durch Übergabe. Von der — unzweifelhaft er- 
folgten — Eroberung auch der anderen Burgen des Landes melden 
die Quellen nichts, außer von der Eroberung von Jüterbog, das 
von Erzbiſchof Wichmann genommen wurde. 

Gleich nach der Einnahme Brandenburgs begaben ſich Albrecht 
und Wichman zum Kaifer nach Goslar und veranlaßken ihn, um 
ein Eintreten Polens für Jaxa unmöglich zu machen, zum Kriege 
gegen Polen, der für dieſes ſehr unglücklich verlief und mit der 
Anahme aller deutſchen Bedingungen endeke. Zweifellos ſei dabei 
auch die brandenburgiſche Frage endgültig erledigt worden, was 
daraus hervorgehe, daß unter den von Polen geftellten Geiſeln 
der Sohn Jaxas war. Die Beſitzverhältniſſe ſeien damals anſcheinend 
fo geordnet, wie fie fih ſpäter zeigten: Albrecht erhielt den weft- 
lichen Teil des Landes mit Brandenburg, Jaxa den öſtlichen mit 
Köpenick und Wichmann von Magdeburg den ſüdlichen mit Jüter- 
bog. Albrecht und Wichmann befegten ihre Länder mit deutſchen 
Koloniſten. Albrecht übergab bald Brandenburg ſeinem Sohne 
Okto, unternahm 1158 eine Wallfahrt ins Heilige Land und nahm 
nach feiner Rückkehr feinen Sitz in Stendal, während in Bran- 
denburg fein Sohn Okto und die Piaſtin Judith herrſchten, die fih 
beſonders mit kirchlichen Angelegenheiten beſchäftigten. 

Die letzte politiſche Tat Albrechks — ſeine Verhandlungen mit 
Kaſimir von Pommern, im Verlauf derer er dieſen zur Gründung 
des Kloſters Broda veranlaßke — wird vom Verfaſſer mit folgen- 
den Worken gekennzeichnet: „Es war das das erste Ausstrecken 
der Arme des germanischen Polypen nach Pommern zu im 
Jahre 1170.“ 

Bald nachher, am 18. November 1170, ſtarb Albrecht der Bär. 
Gumowski fällt folgendes Urteil über ihn: „Die deutsche Ge- 
schichtsschreibung sieht in ihm einen der größten Männer seiner 
Zeit, der weit nach Osten die Grenzen des Christentums und 
zugleich des deutschen Staates ausdehnte und der eigentliche 
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Fraktur Bericht. 
Antiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Die brandenburgiſche Frage des 12. Jahrhunderts.) 


Gründer der späteren brandenburgisch-preußischen Monarchie 
ist. Wir aber müssen ihn ansehen als einen geschickten Politi- 
ker, der vor keinem Mittel zurückschreckte, nach allen Seiten 
ein doppeltes Spiel trieb und hierdurch die Wachsamkeit so- 
wohl der lutizischen Fürsten wie der polnischen Piasten 
täuschte. Er war ein Fürst, der für Polen ein starkes Hindernis 
gegen die Einigung der westslavischen Länder errichtete und 
zugleich einen Staat schuf, der seitdem eine beständige Gefahr 
für Polen war.“ 

Über die Regierung Jaras feien keine unmittelbaren Nachrich— 
ten vorhanden, nur die flavifhen Legenden der von ihm gefchla- 
genen Münzen zeigten, daß er in nakional-ſlaviſchem Sinne 
herrſchte, während die Ausführung der Münzen das Dominieren 
des Magdeburger Kultureinfluſſes beweiſe. Kirchlich ſcheine ſein 
Land dem Brandenburger Bistum verlorengegangen und dem pol— 
niſchen Bistum Lebus unterftellt worden zu fein. Mit Polen fei 
Jara durch viele Fäden verbunden geweſen. Die Ritter, die ihn bei 
ſeinem Unternehmen gegen Brandenburg unterſtützt hatten, habe 
er durch reiche Schenkungen belohnk. Dem Herzog Boleslaw 
Kraushaar fei er feindlich geſonnen geweſen, weil dieſer ihn wäh- 
rend der Belagerung Brandenburgs nicht unterſtützt hatte. Aus 
demſelben Grunde hätten auch kleinpolniſche und ſchleſiſche Adlige 
in Oppofifion zum polniſchen Herzog geſtanden. Eine Verſchwö⸗ 
rung, zu deren Führern Jaxa gehörte und welche das Ziel hakte, 
den polniſchen Herzog zu vertreiben, hatte aber keinen Erfolg. 

Dieſe mißglückke Verſchwörung war aber nach Anſicht des 
Verfaſſers einer der Gründe, die Jara veranlaßken, 1162 eine 
Pilgerfahrt ins Heilige Land zu machen. Hier habe er den Plan 
gefaßt, ein Kloſter des Heiligen Grabes zu ſtiften, und dieſes 
habe er nach feiner Rückkehr 1163 in Miechéw ausgeführt. Wei- 
tere Stiftungen von ihm ſeien die Norberkanerinnenklöſter in 
Zwierzyniec und in Krzyzanowice und die Michaelkirche in Bres- 
lau, in der auch fein und feiner Gattin Bild bis ins 18. Jahr- 
hunderk erhalten blieb. Eine Stiftung von Jaxa in feinem Heimat- 
lande war nach dem Verfaſſer der Templerkonvenk in Tempelhof. 
Von feinen ſonſtigen Stiftungen für die Kirche erwähnt der Ver- 
faſſer noch die reichen Schenkungen an das Kloſter in Sieciechow. 

Im Jahre 1168 war Jaxa in Pommern, wie der Verfaſſer 
meink, aus Anlaß des Zuges Waldemars von Dänemark, Heinrich 
des Löwen und der pommerſchen Herzöge gegen Rügen. Der Ver- 
faſſer neigt zu der. Anſicht, daß Jara die Zukunft feines Reiches 
in der Verbindung mit Polen für gefährdet anſah und deshalb 
einen Erbverkrag mit den pommerſchen Herzögen abgeſchloſſen 
habe, um nicht fein Reich den Piaſten, denen er noch immer grollte, 
oder den deutfhen Markgrafen zu hinkerlaſſen. Den Beweis hier- 
für ſieht der Verfaſſer in den Kriegen, die nach Jaxas Tode um 
feine Hinkerlaſſenſchaft zwiſchen den pommerſchen Herzögen und 
dem Markgrafen Otto ausbrachen. Polen habe ſich in dieſen 

riegen neutral verhalten: „die Rolle der Verteidiger des west- 
lichen Slaventums nahmen die pommerschen Herzöge auf sich.“ 

Zum Schluß faßt Gumowski fein Urteil über Jara in folgen- 
den Sägen zuſammen: „Jaxa war eine auf jeden Fall unge wöhn- 
liche Gestalt. Ein Mann von starkem und im Streben nach 
Seinem Ziel ausdauerndem Charakter, spielte er trotz seiner 
fremden Herkunft eine sehr hervorragende Rolle im damaligen 

olen, und zwar sowohl auf politischem wie auf kirchlichem 
Gebiet und war für dasselbe noch die einzige und letzte Ge- 
legenheit, seine Grenzen weit nach Westen auszudehnen. Er 
verstand es, im gegebenen Augenblick die polnische Ritter- 
Schaft mit sich fortzureißen. Leider verstanden die piastischen 
Fürsten nicht, die Gelegenheit zu benutzen, und so, wie Polen 
leichtsinnig das Stettiner Pommern verlor, verzichtete es auch 
auf die Möglichkeit, sich Brandenburg anzugliedern. Die Schuld 
an dieser Unterlassung tragen in gleicher Weise alle Söhne 
Krzywoustys, wie von den andern der großpolnische Mieszko 
der Alte, der es vorzog, durch Verschwägerungen mit dem 
askanischen Markgrafen sich den Frieden zu sichern, als mit 
dem Schwert in der Hand die weitere Germanisierung des 
westlichen Slaventums einzudämmen.“ 


[,Sprawa braniborska XII wieku“ in: „Slavia occidentalis“ 
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Fraktur — Bericht. 1 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Textes. 


Rudnicki, M. Beſprechung von Max Vasmer: 


„Die Urheimat der Slaven”. 

Verfaſſer beſpricht hier einen Aufſaß, der in dem von W. 
Volz herausgegebenen Sammelwerk: „Der Oſtdeutſche Volks- 
boden“, Breslau 1926 (S. 118—143), erſchienen iſt. In der Ein- 
leitung rechnet er zunächſt mit dem Herausgeber und allgemein 
mit den Verfaſſern ab, indem er dem Werk folgende bezeich- 
nende Ausführungen widmek: 

„Das ganze Buch ist stark tendenziös und, was noch schlim- 
mer ist, ausdrücklich politisch, denn „die Kaschuben und Ma- 
suren, die Oberschlesier und Wenden sind deutscher Kultur, 
Glieder des deutschen Volkes, Deutsche auch wenn das alte 
Idiom noch nicht erloschen ist“ (Volz, S. 6). Und wenn dies 
Ideal der deutschen Wissenschaft irgend einem Lausitzer, 
Oberschlesier, Masuren oder Kaschuben nicht gefällt, so ver- 
treibt man ihn aus dem Lande, enteignet ihn, die Schwarze 
Reichswehr kann ihn ermorden, er kann im Gefängnis ver- 
faulen, wird proletarisiert und wird beständig „en canaille“ be- 
handelt.. Und derartiges zu verteidigen, übernimmt die 
deutsche Wissenschaft. Alle Völker, welche die Deutschen um- 
geben, müssen sich das gut merken!). Am eigenen Leibe haben 
dies schon die germanischen Dänen und Friesen, die romani- 
schen Franzosen und Belgier erfahren, und das langwierige 
Martyrologium der Westslaven (Sorben-Lechen), Polen, 
Tschechen, Altpreußen sowie Litauer und Letten kann dazu 
sehr schöne Beiträge liefern, welche alle gut diejenigen charak- 
terisieren, die es verstanden, aus einer Reihe von französi- 
schen Departements eine große Wüste zu machen, wo so- 
gar Obstbäume, sogar das Getreide auf dem Halm verbrannt 
oder abgehauen wurde.“ 

Nach diefen geradezu unerhörken Ausführungen, die, es muß 
betont werden, nicht in irgendeiner Hekzpreſſe, ſondern in einer 
wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift ſtehen und deren Herausgeber zum 
Verfaſſer haben, folgt die faſt ſtrafende Feſtſtellung, daß Pro- 
feſſor Vasmer auch in dieſem Sammelwerk verkreken ſei. Und 
Rudniki erhebt als ſtrenger Richter die Frage: „hat er es ver- 
standen, seine Unabhängigkeit zu bewahren, hat er nichts ge- 
tan, was die Objektivität verletzen könnte?“ 

Doch er läßt Wilde walken, erklärk Vasmer für unſchuldig 
und führt zu feiner Enkſchuldigung an, daß er gewiſſermaßen nur 
zufällig in diefe kompromittierende Geſellſchaft des Herausgebers 
und der übrigen Mitarbeiter des „Oſtdeutſchen Volksbodens“ ge- 
raten fei: „Max Vasmer spricht nur von seiner objektiven 
Uberzeugung. Diese obiektive und von nichts, als von der For- 
schung, abhängige objektive Überzeugung stimmt zufäl- 
lig überein mit den politischen Tendenzen der Veröffent- 
lichung, und dadurch erklärt sich das Erscheinen der Abhand- 
lung Max Vasmers in der Veröffentlichung, deren Heraus- 
geber, der schon genannte Wilhelm Volz, meint, „Der Ost- 
deutsche Volksboden umfaßt die randlichen Mischvölker deut- 
schen Volkstums“ (ebd. S. 6)! Nur stellt Volz mehr oder weni- 
ger die Geschichte auf den Kopf: er will einreden, daß nicht 
die Deutschen ein „Mischvolk“ sind, sondern die, die sie zu 
germanisieren wünschen; er will einreden, daß nicht die west- 
lichen Lechen, Lausitzer, Pomoranen, Polen, Altpreußen und 
Litauer der Germanisierung erlagen, sondern umgekehrt, daß 
diese Völker beträchtliche deutsche Beimischungen enthielten 
bzw. enthalten! Nur behaupten, und zwar kühn, nach der 
deutschen Strategie: „Die beste Deckung ist der Hieb.“ Nur 
eine Warnung: nicht jeder leidet an Schwund des Kritizismus 
und Wahrheitsliebe. Daran müßte man in Deutschland mehr 
denken, als es gewöhnlich geschieht“, 

Die Abhandlung Vasmers ift nach dem Rezenſenken eine ſehr 
gute Sammlung der Argumente für die Urheimak der Slaven im 
Gebiet des mittleren Dnjepr und des Pripet, zu bedauern fei aber, 


1) Die Deutſchen in dieſer kaum glaublichen Weiſe zu verleum- 
den und die Nachbarvölker der Deukſchen gegen diefe aufzuhetzen, 
ſcheint eine der Hauptaufgaben des von Profeſſor Rudnicki ge- 
leiteten „Weſtſlaviſchen Inſtikuts an der Univerſikät Poſen“ zu 
ſein. 


Fraktur — Bericht. 
Antiqua — wörkliche Überfegung des polniſchen Textes. 


(Beſprechung von: „Die Urheimat der Slaven“.) 


daß Vasmer die für die flavifhe Urheimak im Weichſelgebiek 
ſprechenden Argumente nicht kritiſch behandelt habe. Für die Lo- 
kalifierung der Urheimat bringe Vasmer Beweiſe bei aus der 
Pflanzengeographie, den Lehnwörkern und den geographiſchen Na- 
men. Hinſichklich der Pflanzengeographie erweiſe die von Vasmer 
S. 139 beigegebene Karte die grundſätzliche Schwäche des Bu- 
chenargumenks: Die Buchengrenze nähere fih dem Onjeprgebiet 
mehr als die der Eibe, und doch fei der Eibenname echt ſlaviſch, 
der der Buche aber aus dem Germaniſchen enklehnk. Nicht berück- 
ſichtigt aber Vasmer auch Brückners Anfiht, daß der ſlaviſche 
Name der Buche — grab (heuke „Weißbuche, Carpinus betula“) 
geweſen fei, ſowie daß in den Torfmooren Großpolens zahlreiche 
Reſte von Weißbuchen, aber niht von Rotkbuchen gefunden wur- 
den, was dafür ſpreche, daß die Rokbuche im Gebiete der Oder 
und Warthe erft vor ungefähr 2000 Jahren aufgetreten fei. 

Für den wertvollſten Teil der Arbeit Vasmers hält Rez. den 
die Lehnwörter behandelnden. Er iff aber nicht damit einverſtan⸗ 
den, daß die germaniſchen Lehnwörker im Slaviſchen die Über⸗ 
legenheit der germaniſchen Kulkur beweiſen ſollen und vermißt 
die Angabe der Gründe, weshalb die gleichen germaniſchen Laute 
im Slaviſchen in verſchiedenen Formen auftreten, weshalb es am 
beiten wäre, gewiſſe als Lehnwörker angeſehene Wörter „zu eli- 
minieren und sie nicht als eisernes Kapital germanischer Ent- 
lehnungen in den slavischen Sprachen zu behandeln“. Bei ge- 
wiſſen Wörkern könne man auch an germaniſche Entlehnung aus 
dem Slaviſchen denken. „Mit Rücksicht darauf, daß die Ger- 
manen sich seit den ältesten Zeiten um die Halbinsel Jütland 
Lruppierten, daß, sofern sie aus Skandinavien kamen, ihr Lan- 
dungsplatz die Küsten der Ostsee waren, weiter mit Rück- 
Sicht darauf, daß wir den Slaven und Balten zu Beginn der 
Geschichte an den Küsten der Ostsee, an den Mündungen von 
Memel, Weichsel und Oder begegnen, ist es am natürlichsten 
anzunehmen, daß die uralten Entlehnungen von den Germa- 
nen in die slavischen und baltischen Sprachen an der Ostsee, 
an den Mündungen der genannten Flüsse kamen. Man kann 
allerdings auch etwas anderes behaupten, aber dann muß man 
ausreichende Gründe angeben, welche diese Behauptung be- 
gründen würden. Was speziell die Goten betrifft, so muß man 
die phantastischen Vorstellungen aufgeben, die über sie in der 
deutschen Wissenschaft und Literatur verbreitet werden. Die 
gotische Auswanderung auf den Kontinent. .. war gering und 
bestand vor allem aus bewaffneten Gefolgschaften“. Auf die 
von Vasmer berührte Frage der iranischen Lehnwörter geht Rez. 
nicht weiter ein, er weiſt nur darauf hin, daß vielleicht doch der 
Chorwatenname mik Harfadha in Verbindung ſtehe und daß „rys“ 
„Luchs“ durchaus nicht wegen des er ein iranifches Lehnwork 
ſein müſſe. 

Die ſchwächſte Seite der Ausführungen Vasmers iſt nach dem 
Rezenſenten der Teil, in welchem Vasmer auf Grund von Orts- 
namen beweiſen wolle, daß um Chriſti Geburk die Oſtgrenze der 
Germanen an der Weichſelmündung gelegen habe. Gegen die hier- 
für angeführte Zuſammenſtellung von Grudzigdz — „Graudenz“ 
mit dem oſtgokiſchen Skammesnamen Greukungi maht Rudniki 
eine Reihe von Einwendungen: 1. Es gebe lechiſche Orksnamen 
mit den Suffixen —adz; —() 32; — 2g, die bewieſen, daß durch- 
aus nicht jeder mit einem dieſer Suffixe verſehene Ortsname ger- 
maniſcher Herkunft fein müſſe. 2. Die Herleitung von Grudziadz 
aus einem urgermaniſchen Ethnikon »Graudingaz, aber niht 
Greutungaz, fei möglich, „aber aus verschiedenen Gründen, 
besonders der Bedeutung?) wegen, wenig wahrscheinlich“, be- 
ſonders da der „jlavifche, lechiſche, polniſche“ Stamm grud — in 
ſehr vielen Orksnamen auf polniſchem Boden vorkomme, wobei 
noch zu berückſichtigen fei, daß germ. Greukungasz ein lechi⸗ 
ſches »Grzutag habe ergeben müſſen, weshalb man von einer 
allerdings möglichen Urform »Graudingaz werde ausgehen 
müſſen. 3. Wenn man die Herleitung von Grudziadz aus gotiſch 


2) Warum gerade die Bedeukung die Herleitung von Gru— 
dzigdz—Graudenz aus dem Greukungen-Namen unwahrſcheinlich 
machen foll, iff nicht erſichtlich; die Schwierigkeiten liegen auf 
lauklichem Gebiet. 
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(Beſprechung von: „Die Urheimat der Slaven“.) P 
*Graudingaz annehme, komme man zu folgenden Konfequen- 
zen: a) Das noch nicht zu k verſchobene d zeige, daß die Entleh- 
nung fpäfeftens im 3. Jahrhundert v. Chr. geſchehen fein müſſe, 
fie könne aber auch aus dem 8. oder 9. Jahrhundert ſtammen. 
b) Die Enklehnung beweiſe aber nur, daß vor 250 v. Chr. an der 
unteren Weichſel Lechen ſaßens), die das Lehnwork bis heute be- 
wahrken; fie beweiſe aber nicht, daß ſich dort die Goken ſtändig 
oder längere Zeit aufhielten, denn Graudenz könne, wie die nor- 
diſche Jomsburg, nur eine gokiſche Siedlung geweſen fein, „von 
der aus sie Raubzüge gegen die Lechen oder Balten unter- 
nahmen“, c) Es falle auf, daß ſich die Orksnamen auf —adz im 
lechiſch-baltiſchen Grenzlande fänden, woraus man ſchließen könne, 
daß fie baltiſcher und nicht germaniſcher Herkunft feien. Dagegen 
ſprächen allerdings Swarzadz, Swarzedz in Großpolen und Lubiaż 
in Schleſien. 

Einwendungen erhebt Rudniki auch gegen die Herleitung des 
Namens Schleſien (Slask) aus dem Silingennamen, die er für 
durchaus unſicher erklärt, Nach ihm iff Slask gebildet von dem 
Flußnamen sleza — Lohe, den er zu der in poln. prze — slag — 
ty aufbewahrten Nebenform fleng — long — des Skimmes flenk — 
flonk — ſtellt, deffen urſprüngliche Bedeutung „fih krümmen, 
fih winden“ geweſen fei. Unterftüßt werde diefe Herleitung noch 
dadurch, daß Slask keine Spur des i der erſten Silbe des Gilin- 
gennamens aufweiſe, in Silenfi bei Thietmar fei das i nur gra- 
phiſch, der bayriſche Geograph ſchreibe ſchon im 9. Jahrhunderk 
Sleenzane ). Zu demſelben Stamme gehöre weiter wohl noch der 
polniſche Flußname slachwa. 

Auch Vasmers Anſichk, daß die alten Namen zwiſchen Weich- 
fel und Elbe alle unſlaviſch feien, findet nicht die Zuſtimmung des 
Rezenſenken. Germaniſche Herkunft geſteht er nur für den Na- 
men der Havel und den der Burg Havelberg zu, aber „entstanden 
und eingebürgert sicher an der Mündung des Flusses, während 
sein Mittellauf einen anderen Namen trägt, der aus den deut- 
schen Urkunden bekannt ist, nämlich Hevelduns), was Vasmer 
nicht erwähnt“. 

Daß der Name der Elbe germaniſch fei, iff nach dem Rezen- 
ſenken „ſehr zweifelhaft“, für die Spree hält er Muckes Erklärung 
aus dem Slaviſchen („Skaufluß“) für beſſer. „Ich fürchte, daß 
man an die Stelle der kategorischen Behauptung Vasmers auf 
S. 136: „Kein alter Flußname auf diesem Gebiet (d. h. zwi- 
schen Weichsel und Elbe) ist mit Hilfe des Slavischen deut- 
bar“ bald die andere wird setzen müssen, daß die überwie- 
gende Menge der Fluß- und allgemein Gewässernamen auf 
diesem Gebiet sich aus dem Slavischen herleiten läßt. Das 
scheint jetzt sicher zu sein von der Weichsel, Warthe, vielen 
Zuflüssen der Weichsel und Oder und vielleicht auch von der 
Oder selbst“. 

Der Anſichk Vasmers, daß die Ort- und Gewäſſernamen Pole- 
ſiens flavifch feien, ſtimmk der Rezenfent bei, er beftreitet aber, daß 
Poleſien die Urheimat der Slaven fein könne, da dies auch heute 
noch nur ſchwach bevölkerke Land das im 6. Jahrhunderk in ge- 
waltiger Stärke auftretende Slavenvolk unmöglich hervorgebracht 


3) Das beweiſt die Enklehnung und die Erhaltung des Lehn- 
works nicht: es iff febr wohl möglich, daß ein drittes Volk, etwa 
die Altpreußen, den Namen von den Goten übernahm und den 
Polen übermittelte. 

) Rezenſenk jchreibt hierbei Rozwadowski die Anſichk zu, daß 
das Fehlen des ſchwachen i in Sleenzane nur graphiſch ſei, wäh- 
rend Rozwadowski ſelbſt deutlich die Anficht ausſpricht, daß im 
Südweſten des Polniſchen der Schwund des ſchwachen i bereits 
um 900 eingetreten war, im Nordoſten aber ſich erft viel ſpäker 
zeigte. 

5) Daß die Havel in ihrem Mittellauf den Namen Heveldun 
gehabt haben ſoll, iſt eine ſehr merkwürdige Anſichk und müßte 
doch begründet werden. Bei den anwohnenden Slaven hieß übri- 
gens die Havel, wie Kobliſchke gezeigt hat, Wobla (umgebildet aus 
deutſch Habula) und zwar in ihrem ganzen Lauf, denn ſowohl der 
Woblitzſee in Mecklenburg ⸗Strelitz wie der Wublitzſee weſtlich von 
Potsdam kragen beide einen davon abgeleikeken Namen, in älleſter 
Form Woblesko. 
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(Beſprechung von: „Die Urhelmat der Slaven“.) 


haben könne und meink: „Deshalb muß man auch das Slaventum 
der Namen Polesiens anders erklären: Polesien war seit der 
Zeit, in der es überhaupt bewohnbar war, von slavischen Völ- 
kern umgeben, die allmählich die bewohnbaren Gebiete ein- 
nahmen und natürlich ihre Namen einführten, die zum Teil 
identisch waren mit Namen, die in den entlegensten slavischen 
Gebieten auftreten. Die Reinheit der polesischen Onomastik 
erklärt sich aber dadurch, daß bei der uralten Unzugänglichkeit 
dieses Gebiets keine fremden aggressiven Völker dahin kamen, 
während z. B. das Weichselland das Gebiet des Auftretens 
zahlreicher Raub- und Eroberungszüge der Germanen usw. 
War.“ 


„Slavia Occidentalis“ VIII (1929), S. 524—539] (S) 


Nitsch, K. Aus der Gefhichte des 
klein-polniſchen Dialekts. 

Der Verfaſſer, Profeſſor an der Univerfität Krakau und be- 
kannt als Forſcher auf dem Gebiete der polniſchen Dialekte, be- 
ſpricht unter Beibringung eines reichen dialelkgeographiſchen 
Materials einige lautliche Erſcheinungen des Klein-Polnifhen. In 
dieſem Aufſatz, der einen wichtigen Beitrag zu der Frage nach der 
Wiege der polniſchen Kultur!) darftellt, kommt der Verfaſſer zu 
folgenden Schlußfolgerungen: „So haben wir also im zentral- 
nördlichen Kleinpolen drei sekundäre Besonderheiten, von 
denen zwei sicher aus Nordwesten gekommen sind und wahr- 
scheinlich auch die dritte unter diesem Einfluß. Das gebende 
nordwestliche Gebiet war augenscheinlich das von Sieradz, 
aber ob aus sich selbst gebend oder mittelbar aus Großpolen? 
Ich meine cher das Zweite, und zwar auf Grund der allge- 
Meinen sprachlichen Richtung und der politischen Geschichte 
dieses Landes. Daß das Sieradzer Gebiet ursprünglich Klein- 
polen näher stand, beweist sprachlich das mit ihm gemeinsame 
Masurieren .... Heute verbinden fast alle späteren Eigen- 
tümlichkeiten — ihre Untersuchung würde den Rahmen dieses 
Artikels überschreiten — das Sieradzer Gebiet mit Großpolen 
in Übereinstimmung mit der politischen Geschichte, die gegen 
das Ende des Mittelalters seine frühere Verbindung mit Klein- 
polen in eine Zugehörigkeit zu Großpolen umwandelte. Es ist 
klar, daß das Sieradzer Gebiet von Anfang an auch einige Groß- 
Polen näher stehende Eigentümlichkeiten gehabt haben muß, 
und diese Mittelstellung seiner Stammessprache erleichterte 
es ihm, die Rolle des Vermittlers in der historischen Entwick- 
lung der Nationalsprache zu spielen. Denn — um schon nicht 
von der Geschichte des kleinpolnischen Dialekts zu sprechen, 
von der hier ein Stück zu skizzieren ich mich bemüht habe — 
die unbezweifelbare Tatsache, daß das grammatische System 
der polnischen Kultur- und Literatursprache aus Großpolen 
stammt, läßt sich mit der von den Historikern verteidigten 
These, daß es nur in Kleinpolen entstanden sein kann, nur auf 
dem Wege vereinigen: es kann in Kleinpolen entstanden sein, 
aber in einem Kleinpolen, dessen Sprache unter dem Einflusse 
des großpolnischen Dialekts, der für besser galt, schon stark 
verändert war.“ 

[Z historji narzecza małopolskiego“ in: „Symbolae gram- 
maticae“ (Rozwadowski-Festschrift), Krakau 1928, Bd. II, 
S. 451—465.] (68) 


1) Vgl. Oftland-Berichte, Ihrg. III, S. 38 ff. 
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Warszawski, I. W. Polens internationale 
Sicherheitsgarantien. 

Die im Mai 1929 abgeſchloſſene Arbeit, deren Drucklegung der 
Wiſſenſchaftliche Klub an der „Hochſchule für Polikiſche Wiſſen⸗ 
ſchaften“ in Warſchau, veranlaßte, krug urſprünglich — wie aus 
der Vorrede von W. Polekt) erſichtlich — den Titel: „Die Sicher- 
heit Polens und die Locarno-Verkräge“; ſpäter iſt eine, allerdings 
auffällig kurze, Betrachtung des Kellogg-Pakkes und des Litwi- 
now-Profokolls angefügt worden. 

Die Einſtellung dieſes „Wiſſenſchafklichen Klubs“ wird durch 
folgende Worte feines Vorſizenden W. Polek (aus der Vorrede) 
charakteriſtert: „Wir sind uns der Ausnahmestellung unseres 
Staates, der einerseits Deutschland, das „gottesfürchtige“ Land 
voller Rache- und Revanchegelüste, andererseits das Rußland 
der Bolschewisten . .. als Nachbarn hat, voll und ganz be- 
wußt..... Wir sind und bleiben ein Staat mit friedlichen Wün- 
schen, aber gleichzeitig müssen wir Achtung der 
Verträge, Respektierung der territorialen In- 
tegrität und politischen Unabhängigkeit durch 
unsere Nachbarn fordern.“ Die ruſſiſche Gefahr kritt 
recht zurück, während die angebliche Bedrohung des Wellfriedens 
durch Deukſchland nicht genug hervorgehoben werden kann. Als 
Beweiſe hierfür werden in einer Anmerkung höchſt ausführlich 
zitiert: die Denkſchrift Gröners, der Panzerkreuzerbau, das Auf- 
kreten Schachks in Paris, die Rede Streſemanns über den Young- 
Plan, vor allem aber der „Aufruf der ſozialiſtiſchen Regierung 
Müller aus Anlaß der zehnten Wiederkehr des Tages von Ver- 
ſailles“. Dieſer iſt nach der Behaupkung von Polek „ein wichtiges 
Dokument, das für uns ein ernstes Memento ist. Dieser Aufruf 
ist voll verdecktem Haß, Revanchelust — es wird gesprochen 
von der „friedlichen“ Revision der Vertragsbestimmungen ... Es 
war gut, daß durch diesen Aufruf der ganzen 
Welt die Augen für die „Friedfertigkeit“ 
Deutschlands geöffnet worden sinds)“. Es fei daher 
wichtig, „die internationalen Sicherheitsgarantien Polens kennen- 
zulernen und nach ihrer Wertung zu folgern, ob unter den 
gegenwärtigen internationalen Bedingungen diese Garantien ge- 
nügend sind, ob die deutsch-russische Propaganda für die Ab- 
rüstung, insbesondere die deutsche Propaganda für die Revision 
der Vertragsbestimmungen nicht in sich die Gefahr eines neuen 
Weltkrieges bergen . 10). 

Eine zweite, kürzere „Vorrede“ ſchickk der Arbeit außerdem 
der polniſche Völkerrechkslehrer Prof. J. Makowski, Warſchau, 
voraus. Nach Hinweis darauf, daß Polen „im Laufe eines Jahr- 
tausends .... eine wunderbare Stabilität der Ziele... in 
seiner Außenpolitik‘ gezeigt habe, nämlich die Zweifronkenſtellung 
gegen Rußland und Deukſchland, „die stetig darauf hinstrebten 
und -streben, den polnischen Staat zu ver- 
nichten und in sich aufzunehmen?)“ mahnt er, 
„entweder erreicht Polen Eintracht und innere Einheit, und ist 
dann eine Großmacht, oder es geht endgültig, durch häuslichen 
Streit unterminiert, zu Grunde . . ... Man müſſe dafür Sorge 
fragen, „daß unsere Feinde nicht vollkommen frei wären bei der 
Wahl des Zeitpunktes und der Bedingungen für den Überfall 
auf uns“, Die Polen müßten daher „alle Bemühungen, Sicher- 
heitsgarantien zu schaffen, unterstützen, uns auf uns freund- 
schaftlich gesonnene Völker zu stützen (!), sowie ein wir- 
kungsvolles System der internationalen Gerichtsbarkeit zu 
schaffen . . . (S. 13/14). 


Nachdem ſo die Förderer als auch der geiſtige Inſpirakor der 
Arbeit ihre Meinung geäußerk haben, ſchickk der Verfaſſer noch 


1) Vergl. deſſen Schrift über: „Die Revifion der Verkräge im 
Licht der Völkerbundsſatzung“ in „Oſtland-Berichke“, Ihrg. 2 
(1928), Nr. 6, S. 108—114. 

Dem gleichen Kreiſe enkſtammt auch die Arbeit von J. Firffen- 
berg: „Der Danziger Hafen in rechtlicher Hinſicht“ (in „Oftland- 
Berichte”, Ihrg. 3, Nr. 4—6, S. 96 ff.). 

2) Vom Verfaſſer geſperrk. 

3) Von uns geſperrk, (Red.) 
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folgendes voraus: „Das Hauptproblem des heuti- 
en een e aas Problem seiner Sıcher- 
heitt)“. Und zwar ſchon von den erſten Augenblicken 
ſeiner unabhängigen Exiſtenz an. Zurückgreifend auf Verſailles 
ſtellt er feſt: „In Versailles wurden 1919 die polnischen Grenzen 
geradezu willkürlich festgelegt, man kümmerte sich gar nicht 
sehr darum, ob sie den Anforderungen der polnischen Staats- 
raison entsprechen würden. Wenn zur Unterstützung der Be- 
stimmungen ethnographische oder wirtschaftliche Erwägungen 
verwandt wurden, so wurden diese bewußt für die Zwecke der 
großen Politik der Alliierten verwandt (vide Danzig). Die Art 
und Weise der Durchführung beider Volksabstimmungen, die 
Frage der polnischen Westgrenzen in ihrer zehniährigen Ent- 
wicklung .... werfen heute das rechte Licht auf die wirk- 
lichen Absichten der Alliierten, die — je weiter man sich von 
der Unterzeichnug des Versailler Vertrages entfernt — sich 
von der stetig wachsenden deutschen Revanche-Gefahr befreien 
und deren Schärfe in die andere Richtung umlenken wollen.“ 
Polen habe fih im verfloſſenen Jahrzehnt bemüht, „die Män- 
gel des Versailler Vertrages zu verbessern 
und für die polnischen Grenzen die dauerhaftesten internationa- 
len Garantien zu erhalten. . .. Hierbei verſpricht fih der Yer- 
faſſer für die Zukunft den größten Erfolg von dem „Wachstum des 
polnischen Einflusses auf die internationale Politik“ (im Zu- 
ſammenhang mit fortfchreitender innerer Konſolidierung), d. h. 
durch den Ausbau feines Bündnis⸗Syſtems. 

Im 1. Abſchnikt (S. 17—28) wird behandelt: Der Yer- 
failler Vertrag und die Völkerbundsſatzung“. 
Hierbei wird der Verſailler Verkrag ſofort übergangen mit der 
Begründung, daß „die darin enthaltenen Sicherheitsgarantien 
Polens sehr schwach“ feien, und zwar um jo ſchwächer, „je wei- 
ter wir uns von dem Augenblick der Unterzeichnung des Ver- 
sailler Vertrages entfernen .. .. Aber auch die Beſtimmungen 
der Völkerbundsſatzung genügen dem Verfaſſer nicht; Ark. 10 der 
Satzung (betr. Angriffe auf ein Völkerbundsmitglied) „ . . . zeigt 
Schwache Seiten, deren Folge sein kann, daß die Sicherheit der 
polnischen Grenzen ernstlich bedroht werden könnte“. Ferner 
ſeien auch nach der Völkerbundsſatzung nicht weniger als 5 Fälle 
des zuläſſigen Krieges möglich; zuläſſig unter Beachtung der 
Schiedsgerichtsbedingungen, in denen der Verfaſſer nur „die große 
Rechtsformalistik‘‘ erblickt. Seine Ablehnung der Garantien, 
welche die Völkerbundsſatzung bieten kann, ſtützt fih dabei haupt- 
ſächlich auf das Beiſpiel anderer Staaten (vornehmlich Frank- 
reichs), die gleichfalls Zuſatzgarantien erſtrebten. Weiterhin be- 
ſchäftigt ſich der Verfaſſer mit Ark. 19, der „Grundlage, auf der 
die mächtige Richtung der deutschen Politik, die um jeden 
Preis die Änderung der deutsch-polnischen Grenze auf Grund 
der Völkerbundssatzung anstrebt, sich herausbildete.“ Hier 
deckt fih das Ergebnis feiner Unkerſuchung über die Revifions- 
möglichkeiten im Weſentlichen mit den Ergebniſſen Poleks (ſiehe 
in: „Oſtland-Berichken“, Jbg. 2, Nr. 6, S. 108 ff.), d. h. er lehnt 
ebenfalls die Möglichkeit einer friedlichen Grenzreviſion ab, 
„ . „ Wer heute diesen Zustand ändern wollte, 
müßte zu Macht, aber nicht zu Rechtsmitteln 
greifen“ (S. 27). Daher fällt noch ein Seitenblick auf Art. 8, 
der den Mitgliedern des Völkerbundes die Anerkennung der Not- 
wendigkeit von Rüſtungsbeſchränkungen abforderk. Der Verfaſſer 
ſtellt hier feft, daß bisher nur die befiegten Staaten zur Reduktion 
ihrer Heere gezwungen wurden, kann fih aber nicht enthalten þin- 
zuzufügen: „d. h. zu einer angeblichen Revision, sofern es sich 
um Deutschland handelt“ (S. 27). Wenn die allgemeine Abrüſtung 
bisher nicht aus der Sphäre der Projekte hinausgelangt ſei, fo 
liege das an den „Bestrebungen der Völkerbundsmitglieder und 
Nichtmitglieder, die bei dieser Gelegenheit ihre politischen In- 
teressen möglichst fördern wollen. Die Hauptaktoren dieser 
Machenschaften sind Deutschland und Sowietrußland“ (S. 28). 

Darauf unkerſucht Abſchnitt II (S. 29-82) „Die Enkwick⸗ 
lung des Sicherheitsproblems bis zum Genfer 
Protokoll 1924“. Berührk werden u. a. die franzöſiſchen Be- 


a) Von uns geſperrk. (Red.) 
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mühungen um Sondergarankien der franzöſiſchen Grenzen und die 
Verhandlungen über die allgemeine Sicherheit, Dabei wird be- 
haupt iE a. 0 man begriff in Frankreich wohl, daß der 
Schwerpunkt der Sicherheitsfrage nicht so sehr 
an den West- als anden Ostgrenzen Deutschlands 
NEE E (S. 30). Ferner bemerkt der Verfaſſer gelegentlich 
der Verhandlungen von Cannes 1922: „Die Frage der Sicherheit 
Polens (sei) zum gordischen Knoten in diesem Problem gewor- 
den, einerseits wegen der geopolitischen Lage unseres Landes, 
andererseits wegen der Unkenntnis der Rolle und Bedeutung 
Polens bei den entscheidenden Stellen der Alliierten zur Zeit 

. der Festlegung der Friedensbedingungen“ (S. 30). 
Im übrigen habe Polen Garantien für die Sicherheit feiner 
Grenzen „auf einem anderen Grunde, der den früheren De- 
fensivbündnissen nahekommt“ geſucht und in dem franzöſiſch-pol⸗ 
niſchen Bündnis von 1921 gefunden. Schließlich berührt der Ber- 
faſſer noch das Cecil-Projekt über gegenſeitige Hilfe der Völker 
bundsmitglieder nach erfolgker Abrüſtung, das von ihm geradezu 
als „schädlich für das Sicherheitsproblem“ bezeichnet wird. Da- 
bei ſtüßt er ſich auf die Meinung der „Mehrheit der europäischen 
Staaten, daß man zunächst. . .. die Sicherheit gewährleisten 
müsse; erst dann könne von Abrüstung die Rede sein. Wirklich 
erfolgreiche Sicherheitsgarantien können nur Schutz- und 
Trutzbündnisse .. .. sein“ (S. 31/32). 

Auch im Abſchnitt III (S. 33—36) über „Das Genfer 
Protokoll“ ergibt die Unterfuhung eine Ablehnung (im An- 
ſchluß an Prof. Makowski). Der Haupffehler habe darin beftan- 
den, daß das Genfer Prokokoll „den Hauptton auf die Frage der 
Schiedsgerichtsbarkeit (legte) und vergaß, das.. . wenn man 
sicher zum Ziele gelangen will, man von dem Sicherheitsproblem 
ausgehen und über die Schiedsgerichtsbarkeit zur Abrüstung 
gelangen muß“ (S. 32). Ganz beſonders kritiſch verhält ſich der 
Verfaſſer zu dem Vorſchlag, dem Völkerbundsrat ſchiedsrichterliche 
Funktionen beizulegen, denn dieſer würde, „als politische Körper- 
schaft sich bei Ausübung dieser Funktionen von politischen 

` Rücksichten hinter den Kulissen leiten lassen, deren Schärfe 
sich leicht gegen Polen lenken und alle Entscheidungen des 
Rates bei einem Streit Polens mit einem anderen Staate ver- 
drehen könnten“ (S. 35). 

Nach recht phraſenhaften Worten über „die unermeßliche Be- 
deutung des Genfer Protokolls“ geht der Verfaſſer dann zu Lo- 
carno über [in Abſchnitt 4 (S. 37—76) J. Hier wird die urfprüng- 
liche Anlage der Arbeit ganz deuklich erkennbar, inſofern als die 
Vorgeſchichte der Locarno-Verkräge gegenüber den bisherigen Ab- 
ſchnikten relativ gründlich behandelt wird. Der Verfaſſer geht zu- 
rück bis auf Verſailles. Sein Gedankengang iſt dabei folgender: 
Die engliſche Politik hat nach Verſailles als Hauptziel, „um jeden 
Preis dem Wachskum der Macht Frankreichs zu begegnen“, und 
ſtellt daher Frankreich zwei Staaten: Italien und Deutſchland ent- 
gegen; Italien wegen feiner Kolonialwünſche, Deutjchland als 
Gegengewicht gegen Frankreichs Stellung auf dem Konkinenk. 
Neben den politiihen Gründen hätten fih wirkſchafkliche Erwä- 
gungen eingeſtellt: Deutſchland als Markt für die engliſche In- 
duſtries). Auf dieſem wirkſchaftlichen Gebiet feien überdies die 
Inkereſſen der drei Mächte (England, Frankreich und Deukſchland) 
zuſammengetroffen, da die wirkſchaftliche Leiftungsfähigkeit Deutich- 
lands Grundbedingung für die Erfüllung der Zahlungsverpflichtun⸗ 
gen ſei. Weiterer Grund für England, Europa zu befriedigen, ſei die 
Sowjek-Gefahr im Orient, um fo mehr als der Rapollo-Verkrag 
die Gefahr einer deukſch-ruſſiſchen Zuſammenarbeit zeigke, alſo: 
„um jeden Preis diese Kooperation zu beseitigen, .... Ruß- 
land in einen Kreis feindlicher Staaten einzuschließen, 
das sind die Ziele der englischen Politik, welche die Locarno- 
Verträge verwirklichen sollten“ (S. 47). Locarno fei unvermeid- 
lich geweſen, denn, hätte jener Zuſtand noch eine Zeit lang ange- 
dauert, fo hätte man ſchließlich zu der ultima ratio, die in den 


5) Wenn der Verfaſſer hier eingehend die Schwierigkeiten der 
engliſchen Kohleninduſtrie berührt, ſo iſt es ſehr verwunderlich, 
daß er weder hier noch ſpäker auf die politiſchen Konſequenzen der 
polniſch-engliſchen Kohlenkonkurrenz näher eingeht. 


Frakkur Bericht. 
Antiqua — wörkliche Überfegung des polniſchen Texkes. 


Polens internationale Siherheitsgarantien.) 


internationalen Beziehungen der Krieg für längere Zeit fei und 
bleibe, greifen müſſen. 

Die Stellung Polens wird folgendermaßen gekennzeichnek: 
„Konnte das in innerer Krisen befindliche Polen Einfluß auf die 
englische Politik gewinnen? Nein, das Bündnis mit Frankreich 
(übrigens das dringlichste für Polen) stützte in Europa die Stel- 
lung Frankreichs, das von England eifrigst bekämpft wurde. 


Ein landwirtschaftlicher Staat mit geringer Industrie, mit eige- 


nen Kohlenvorräten (!), vom Kriege stark verwüstet, konnte 
für englische Kohle, englische Waren kein Absatzmarkt sein. 
Daher rechnete auch England überhaupt nicht in seiner Außen- 
politik mit Polen. Schließlich konnte auch, trotz der günstigen 
Lage zwischen Deutschland und Rußland, Polen nicht im Ge- 
ringsten die deutsch-russische Kooperation gegen England 
hemmen. . . . So ist es kein Wunder, daß England in den Lo- 
carno-Verträgen die polnischen Grenzen nicht garantieren 
wollte, sich in jeder Hinsicht gegen Polen negativ verhielt“ 
(S. 47/48). 

Der Verfaſſer greift hier zurück auf die Vorgefhichte der 
franzöſiſch-engliſchen Grankieverhandlungen, wobei u. a. die Flot- 
kenkonferenz von Waſhingkon, ferner eingehend die Fragen der 
engliſchen Kolonien und des Machkſtreils um den Pazifik berührt 
werden; ſchließlich heißt es: „der Pazifik und der Rhein, das sind 
die großen Probleme der Nachkriegsweltpolitik. Vom Ver- 
Sailler Vertrag bis heute ist der Pazifik das Rivalitätsgebiet 
der Kolonialpolitik Englands, der U.S. A., Japans und Frank- 
De Der Rhein ist das Symbol einmütiger Kooperation 
dieser Staaten in Westeuropa. Der Rheinpakt wurde ins Leben 
gerufen durch die Notwendigkeit der Zusammenarbeit Eng- 
lands, Frankreichs und Deutschlands auf Grund der Kolonial- 
probleme“ (S. 57). 

Welche Stellung hat nun in dieſer Vorgeſchichke der Locarno- 
Verkräge das polniſch-franzöſiſche Bündnis von 1921? Im Gegen- 
ſatz zu den Projekten eines engliſch-franzöſiſchen Vertrages liege 
der wichtigſte Mangel darin, daß ohne eine vorhergehende Eini- 
gung beider Regierungen bei einem Angriff auf Polen Frank- 
reich keineswegs zur foforfigen Hilfe verpflichtet fei. Sodann 
fragt der Verfaſſer weiter: „Wir haben den Verlauf der Welt- 
politik nach dem Weltkrieg dargestellt, haben gesehen, daß 
eines der wichtigsten Probleme das der Sicherheit am Rhein 
war, Hat man irgendwann in dieser Politik an das Weich- 
selproblem angeknüpft? — Hatte überhaupt das Weich- 
selproblem irgendwelchen Einfluß auf den Verlauf dieser gro- 
Ben Politik?“ (S. 58). Hier muß Verfaſſer nochmals feſtſtellen, 
daß Polen wenig oder nichts in die Wagſchale der Politik zu 
werfen hatte. Aber, wenngleich er fragt: „Das schwache Polen, 
mitten zwischen West- und Osteuropa, das Feinde überall be- 
saß, mit unbefestigten Grenzen, welchen Wert konnte es für 
England haben?“, jo behauptet er doch, die politiſchen Werke Po- 
lens, die fih aus feiner Lage ergeben, feien nicht zu verachten, 
insbeſondere als Skörungsfakkor für die deutſch-ruſſiſche Zuſam⸗ 
menarbeit, die England jo unerwünſcht fei. Wenn Polen trog der 
400 000 qkm und 30 Millionen Einwohner politiſch einflußlofer 
als Belgien und die Tſchechoſlowakei fei, jo fei der Grund in der 
„mangelnden Stabilität der inneren Lage und der politischen 
Zerrissenheit der Bevölkerung“ zu ſuchen. 

Dieſe innerpolitiſchen Fragen werden niht weiter berührt, da- 
für ſtellt der Verfaſſer dann folgendes außenpolitifhes Programm 
auf: „Die polnische Politik muß die engste Verbindung 
mit England und Italie ne), die engste Interessenge- 
meinschaft Polen-Italien-England erstreben, deren Konsequenz 
das Interesse dieser Staaten an der Festigung der polnischen 

estgrenzen und des Friedens an der Weichsel sein müßte. 
Und dann wird Deutschland den status quo an 
Warthe und Oder anerkennen müssen‘) (8. 
60/61). Dieſes Programm einer ifalienifh-englifhen Orientierung 
der polniſchen Außenpolitik, das angeſichts beſtimmker Aktionen 
der amtlichen polniſchen Politik in den letzten Jahren durchaus 
keine Neuheit mehr darſtellt, wird nunmehr weiter begründet durch 


6) Von uns geſperrk. (Red.) 
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eine Unkerſuchung der Frage, ob und inwieweit die Locarno-Ver⸗ 
fräge den prakkiſchen Werk des polniſch-franzöſiſchen Bündniſſes 
herabgeminderk haben. Beſonders betont wird hier: die geänderte 
Rolle Englands, das bei einer Aktion Frankreichs gegen Deukſch⸗ 
land enkweder Frankreich unkerſtützen oder doch neutral bleiben 
könnte, jetzt aber auch zugunſten Deutſchlands eingreifen könne, 
falls Frankreichs Handlungen des rechtlichen Grundes ermangeln 
(3. B. in einem deutſch-polniſchen Konflikt, in dem nicht Deutjh- 
land Angreifer ift); weiter die Bedeutung der deutſcherſeits er- 
reichten Sonderſtellung inbezug auf Ark. 16 der Völkerbunds- 
ſatzung. 

Das Geſamkergebnis der Bekrachkung iſt folgendes: Der pol- 
niſch-franzöſiſche Garantieverkrag von 1925 „ist eine ernstliche 
Abschwächung des Bündnisses von 1921; erstens, weil er die 
gegenseitige Hilfe auf die Fälle... von Art. 16 und 15, Abs. 7 
der Völkerbundssatzung beschränkt; zweitens, weil er die 
Hilfe Frankreichs für den Fall eines russischen Angriffs auf 
Polen schwächt, da die deutsche Regierung in der Lage ist, 
den Durchmarsch französischer Truppen ... nach Polen nicht 
zu gestatten; drittens, weil die Anpassung des Bündnisses an 
Art. 2 des Rheinpaktes die Lage beider Staaten kompliziert, 
da er das Inwirkungtreten des polnisch-französischen Bünd- 
nisses von verschiedenen Interpretationen — nicht bloß durch 
Frankreich und Polen, wie es . . . vor Locarno der Fall 
war— sondern auch durch den Völkerbundsrat, Deutschland, 
England und Italien abhängig macht. Und diese Staaten wer- 
den sich durch eigene Interessen, nicht durch Rücksichten auf 
die Sicherheit Polens und Frankreichs lenken lassen“ (S. 68). 

Dennoch wird die franzöſiſche Orientierung nicht reſtlos ver- 
worfen. Man müſſe unkerſcheiden zwiſchen „theoretischer Inter- 
pretierung der Verträge von Locarno und den wirklichen In- 
teressen der Völker, die im entscheidenden Augenblick über 
ihre Anwendung entscheiden“ (S. 68). Man dürfe vor allem das 
Fehlen der von Polen gewünſchken Garantien für feine Grenzen 
in den Locarno-Verkrägen nicht ſo auslegen, als habe Frankreich 
den Wunſch gezeigt, das Bündnis mit Polen abzuſchwächen. Im 
Gegenteil hätten Frankreichs Bemühungen, auch hierfür Garan- 
fen zu erhalten, deutlich gezeigt, daß „das Bündnis mit Polen 
für Frankreich den gleichen Wert wie im Jahre 1921 besaß.“ 
Es habe die Feuerprobe von Locarno ſiegreich überffanden, „die 
Tatsache der Existenz des polnisch- französischen Bündnisses 
muß (trotz der zahlreichen Klauseln des Rheinpaktes, die die 
Sicherheitsgarantien Polens mindern) auf viele antipolnische 
ee der deutschen Regierung hemmend wirken“ 
(S. 69). 

Bei der folgenden Unkerſuchung des gleichzeitig in Locarno ab- 
geſchloſſenen deutſch-polniſchen Schiedsverkrages wird betont, daß 
von dem Schiedsverfahren die vorher enkſtandenen Streitfragen 
ausgenommen find, alfo gerade auch die Frage der Grenzrevifio- 
nen. Damit iff der Verfaſſer wieder bei den Grenzen angelangt. 
In dieſen Schlußausführungen hebt er beſonders die unkerſchied. 
liche Rechksſtellung der deukſchen Grenzen im Weſten und im 
Often hervor, um erneut die Möglichkeit ihrer Reviſion auf Grund 
des Ark. 19 der Völkerbundsſatzung abzulehnen. Denn diefe fege 
doch die vorhergehende Einwilligung des berechtigten Teiles, alſo 
Polens, voraus. „Falls diese Einwilligung nicht vorhanden ist, 
werden alle Aktionen Deutschlands auf Grund von Art. 19 Ver- 
suche sein, einen politischen Druck auf Polen auszuüben, und 
GE. en diesem Gesichtspunkt darf Polen sie behandeln“ 

Der folgende Abſchnikt (S. 76—98), welcher die Überſchrift 
trägt: „Der Kampf Deukſchlands gegen die Garan- 
tien für die Sicherheit Polens“, fällt nach den voraus- 
gegangenen, meiſtens reichlich nüchternen Bekrachkungen in den 
üblichen Ton der polniſchen Polemik gegen Deukſchland (unter 
reichlichen Verweiſen auf die Schrift von E. Ruecker: „Deutich- 
land, Preußen und Polen“). In Deulſchland habe ſofort nach 
Locarno das allgemeine Streben nach der Reviſion der Offgren- 
zen eine gewaltige Stärkung erfahren. Zunächſt fei dieſes Stre- 


7) Siehe „Oſtland-Berichke“, Ihrg. 3, Nr. 1, S. 12—21. 
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ben gegen Oſtoberſchleſien gerichtet geweſen, bis man feſtſtellte, 
„daß schon in so kurzer Zeit die oberschlesische Industrie sich 
aus vollkommen natürlichen Gründen dem polnischen Markt 
zuwandte und sich ausdrücklich von dem andern Teil des ehe- 
mals gemeinsamen Gebietes abwandte. Als man begriff, daß 
die Bedingungen des gemeinsamen wirtschaftlich-politischen 
Lebens stärker als agitatorische Phrasen sind.... wurde die 
Frage des „pommerellischen Korridors“ vorgebracht“ (S. 77). 

In der gleichen Tonart werden auch „die deutschen statistisch- 
historischen Sophistereien“ über die Korridorfrage abgetan, 
ironiſch auf die angeblichen deutfhen Projekte (Zuſicherung des 
Tranſils für Polen, evtl. freie Hand in Litauen) hingewieſen, um 
dann zu folgerns): „Polen... weiß sehr wohl, daß Deutsch- 
land, wenn sich die Gelegenheit dazu bieten würde, nicht 
nur Schlesien und Pommerellen, sondern möglicherweise so- 
gar Warschau an sich reißen würde. Nichts 
ist ausgeschlossene). Für Polen, das nicht ohne Opfer 
an dem Wiederaufbau friedlichen Zusammenlebens mitbeitra- 
Len will, gibt es keine Korridorfrage, wird es sie nie ge- 
ben . .. (S. 79). Wahrſcheinlich wiffe man auch ſehr gut in 
Deutichland, daß eine Reviſion ſich nur durch Wacht erzielen 
ließe, daher „bearbeitet die Revisionspropaganda schon jetzt die 
Weltmeinung, damit, falls Deutschland. . . über Polen her- 
fällt, diese . . . freundlich gesonnen sei.“ 

Der Haupkzug der deutſchen Politik fei ihre polenfeindliche 
Richtung, das zeige ſich beſonders in der Minderheikenfrage und 
bei der Abrüſtung. Bei der Winderheikenfrage betont Warszaw- 
ski ihren Charakter als eine „innere Angelegenheit“ Polens. 
Da die polniſche Verfaſſung von 1921 die Rechte der Minder- 
heiten anerkenne, „entfällt dadurch der Grund dafür, daß die 
alliierten und assoziierten Mächte den Minderheitenschutz auf- 
zwangen“ (S. 80). Deutſchland dagegen nütze die Minderheiten- 
frage im Völkerbunde aus, um die deutſch-polniſche Spannung, 
die Fiktion der von Polen bedrohten Grenzen aufrechtzuerhalken, 
und zwar zur Förderung feiner Reviſionswünſche. Es fehlt auch 
nicht die Gegenüberſtellung: Lage der deutſchen Minderheit in 
Oſt-Oberſchleſien und der Polen in Weſt-Oberſchleſten. Dieſe ver- 
fügten nur über 22 primitiv eingerichtete Schulen; das fei für 
über 600 000 Polen etwas zu wenig. Das Verbot der „Rota“ in 
Deukſch-Oberſchleſien ift für den Verfaſſer Beweis dafür, daß auch 
der Präfident der Gemiſchken Kommiffion, Calonder, bereits von 
der anlipolniſchen Propaganda erfaßt fei. Daß zwiſchen den Min- 
derheiten kulturelle, nicht politiſche Beziehungen vorhanden find, 
will Warszawski nicht ſehen; er fragt vielmehr: „Kann man die- 
sen Aufbau der deutschen „national-politischen Front“ mit 
Hilfe der Minderheiten, die sich aus augenblicklichem Respekt 
vor Mussolini nur von Reval bis Kattowitz hinzieht, in Wirk- 
lichkeit aber bis nach Prag, Siebenbürgen, Neusatz und Bozen 
erstreckt, Friedensarbeit nennen?“ Demgegenüber ſtellt er P o- 
len, „das seine Grenzen auf die Verträge von Versailles und 
Riga stützt, das in seiner ganzen Politik von dem Grundsatz 
der Anerkennung existierender Verträge geleitet wird und in 
keinem Falle eine Anderung seiner Grenzen 
F 

Aber diefe deutſche Winderheitenſchußpolitik fei nur eine 
Teilerſcheinung davon, wie Deulſchland den „friedlichen“ Geiſt von 
Locarno für ſeine Verkräge ausnütze; das Gleiche könne man bei 
der Abrüſtungsfrage beobachten. Hier iſt der Verfaſſer von „noch 
größerem Peſſimismus“ befeelt, denn die deutſch-ruſſiſche Zufam- 
menarbeit ſcheint ihm jeglicher Anſätze zur ehrlichen Mitarbeit in 
dieſen Fragen zu enkbehren. Vielmehr ſei der Locarno-Geiſt nur 
Mittel zum Zweck, denn Deutſchland wolle vielmehr den Verſailler 
Verkrag auch hierin umſtürzen. Deukſchland habe ja gar kein wirk- 
liches Inkereſſe an der Abrüſtung, denn „der deukſchen 
Grenze droht nicht die geringſte Gefahr)” Im 


8) Sollte der Verfaſſer diefe Erkenntnis aus dem Unterricht auf 
der „Hochſchule für politiſche Wiſſenſchaften“ geſchöpft haben? 

2) Von uns geſperrk. (Red.) 

20) Von uns gefperrf. (Red.) 

11) Von uns geſperrt. (Red.) 
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Weſten fei fie durch die im Locarno. Verkrag feſtgelegte Garantie 
Englands und Italiens geſchützt. Und im Often? Wie oft habe 
Deutſchland ſelbſt erklärt, Polen erſtrebe ein „Oſtlocarno“, mit dem 
es fih übrigens nie einverſtanden erklären wird“ (S. 92). So fragt 
der Verfaſſer, während er ausführlich die Rueckerſchen Angaben 
über die deutſchen Milikärverbände wiedergibt: „Kann man unter 
diesen Umständen ernsthaft von Polen Abrüstung verlangen?“ 
(S. 93). Er vermeidet eine direkte Antwort, weiſt dafür auf die 
Panzerkreuzerfrage hin, — dieſe ſei ein Beweis dafür, wie 
Deutſchland, obwohl es keine „Rüſtungsfreiheit“ befißt, ſchon jetzt 
aufrüſte — um ſchließlich Deutſchlands politiſches Programm vor- 
zuführen (Befeitigung der Rheinlandbeſezung, Reviſion des Da- 
wes-Plans, Gleichberechtigung bezügl. der Rüſtungen, Revifion 
der Oſtgrenzen, vornehmlich des „Korridors“, Verlängerung der 
Oberſchleſiſchen Konvention, Anſchluß Sſterreichs an Deukſchland, 
Erlangung der Kolonialmandake, Aukonomie Elſaß-Lothringens). 
Aus einem Vergleich der direkten Folgen von Locarno für Deufjch- 
land mit den Sicherheiktsgarankien, die dadurch Polen gewährt 
worden feien, folgt für den Verfaſſer: „. Wir müssen uns 
Deutschland entgegenstellen, und zwar durch entschie de- 
nen Ausbau der Verteidigungsstärke unseres 
Staates), denn so werden die Revanche-Aussichten 
Deutschlands vermindert und halten dieses von dem Wagnis 
einer bewafineten Aktion gegen Polen zurück; um das zu er- 
möglichen, müssen wir uns um die innere Konsolidation unseres 
Staates, um seine ..... wirtschaftliche Hebung und Innehaltung 
einer wachsamen und aktiven Außenpolitik bemühen“ (S. 97). 
Trotz der gewiſſen Schwächung der Garantien für Polen durch die 
Locarno-Verkräge, hätten diefe doch immerhin den Vorteil erbracht, 
daß fie den Frieden, der zur Erfüllung feiner Forderungen notwen- 
dig fei, wenigſtens für eine beſtimmte Zeikſpanne ſicherken. 

Die Schlußausführungen des Verfaſſers find recht kurz, auher- 
dem ſehr allgemein gehalten. Abſchnitt VI (S. 99—102) über den 
„Antrag. Polen im Völkerbunde im September 
1927“ hebt zunächſt hervor, welcher Unkerſchied zwiſchen den erſten 
Nachkriegsjahren, da Polen zu den häufigſten Bittftellern vor dem 
Völkerbunde gehört habe, und dem Jahre 1926, da Polen in den 
Völkerbundsrat gewählt wurde, beſtehe. Das fei vornehmlich auf 
die Fortſchritte der inneren Konſolidation Polens zurückzuführen. 
Der Ankrag Polens, wenn er auch abgelehnt worden ſei, habe 
„die uns feindliche Propaganda demaskier 13)“ 
und bewieſen, daß „Polen in den Völkerbundsrat nicht (zur För- 
derung) ausschließlich eigener Interessen eintrat, sondern um 
ernstlich an der Entwicklung der Idee — den Völkern der Welt 
den Frieden zu sichern — mitzuarbeiten“ (S. 102). 

Im Abſchnikt VII (S. 102—114), der über den Kellog-Pakt 
handelt, kommt der Verfaſſer zu einer durchaus ſkeptiſchen Be- 
urkeilung feiner praktiſchen Auswirkung. Immerhin habe er für 
Polen beſondere Bedeukung in mehrfacher Hinſicht: 1. Deukſchland 
ſei dadurch erneut gehemmt, 2, Rußland habe zum erſten Male 
gegenüber den übrigen Staaten, ſomit auch Polen, Verpflichtungen 
auf fih genommen. Der Verfaſſer verſpricht fih fogar ein Erffar- 
ken diefer Bindungen und damit eine erhöhte Sicherheit der pol- 
niſchen Oſtgrenzen bei einem Wachstum des amerikaniſchen Gin- 
fluſſes in Sowjet-Rußland. 

Das Wichtigſte aber iff für Warszawski die Feſtſtellung: 
„Danzig ist nicht Signatar des Kellogg-Paktes, jedoch an- 
gesichts der Tatsache, daß Danzig Polens 
international anerkannter Zugang zum 
Meere ist, so gibt jeder Angriff auf Danzig 
Polen oder den übrigen Staaten ohne weite- 
res vollkommene Handlungsireiheit gegen- 
über dem Staat, der in das Danziger Gebiet, 


12) Im Original geſperrk. (Red.) 
13) Im Original geſperrk. (Red.) 
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das polnisches Verteidigungsgebiet“) dar- 
stellt, einfällt)“ (S. 112). 

Sehr kurz iſt der Schlußabſchnitt VIII (S. 115—119) über 
„Das Litwinow Protokoll“, das von dem Verfaſſer 
als „ein großartiger Erfolg Polens in seiner Außenpolitik“ 
gefeiert wird. Wenn er hier z. B. (S. 116) erwähnt, „Finnland, 
Estland, Lettland, Litauen und Rumänien sind die natür- 
lichen Bundesgenossen Polens“, jo vermeidet er 
ängſtlich jedes Eingehen auf den Wilna-Konflikt, weift dafür aber 
darauf hin, daß (wenn auch mehr moraliſch als rechtlich) „die 
Sicherheitsgarantien Polens an seiner Ostgrenze vortrefflich 
erhöht werden, was auch förderlichen Einfluß auf die Garantien 
seiner Westgrenzen haben wird“ (S. 117). 

Dafür fallen zum Schluß noch die üblichen Bemerkungen über 
Deukſchland und feine Stellung zu Polen, über den feit 1000 Jah- 
ren unveränderlichen „Drang nach Often“. Und der Verfaſſer fragt: 
„Wo soll Polen die Garantien seiner Sicherheit suchen? Sind 
internationale Sicherheiten ausreichend? Nein, nicht in jeder 
Hinsicht. Polen muß sie vornehmlich in sich selbst suchen. Soll 
es sie in einem mächtigen, gut ausgerüsteten Heere suchen? Ja, 
aber nicht ausschließlich.“ 


[Warszawski, J. W.: Międzynarodowe gwarancje bezpie- 
czeństwa Polski“, 125 S., Warschau 1929.] (65) 


14) Hierzu wird in der Vorrede mitgeteilt, daß eine Arbeit von 
Wladyslaw Sklodowski: „Das Problem der militäriſchen Verteidi- 
gung Danzigs vom völkerrechtlichen Standpunkt” der Veröffent- 
lichung harrt. 

15) Im Original geſperrk. (Red.) 


Die Frage des pommerelliſchen Korridors im Licht 
der Eiſenbahntransporte. 

Dieſer Bericht der amtlichen Wochenſchrift „Przemyt i Han- 
del“ will die politiſche Seite des Korridorproblems beiſeitelaſſen 
und nur die wirkſchafktlichen Fragen, „die unter den heutigen 
Verhältnissen entscheidende Bedeutung haben“, unterſuchen. 
Allerdings vereinfacht der anonyme Verfaſſer ſich ſeine Aufgabe 
ganz erheblich, indem er von den deukſchen Argumenken nur die 
Frage, inwieweit der polniſche Korridor „den freien Personen- 
und Warenverkehr zwischen dem deutschen Zentrum und Ost- 
preußen unmöglich macht . . .“, unferfuchtt). 

Wie der Verfaſſer zugibt, hätte ein folder Vorwurf „wirklich 
allen Schein des Rechts für sich, wenn nicht schon im Vertrag 
von Versailles einer solchen Möglichkeit vorgebeugt worden 
wäre“, nämlich durch Ark. 98 über den Abſchluß eines deutſch-pol⸗ 
niſchen Verkehrsabkommens (deffen wichtigſte Beſtimmungen kurz 
wiedergegeben werden). Danach vollziehe ſich der Warenverkehr 
von und nach Oſtpreußen „unter Bedingungen, die nicht von den- 
jenigen abweichen, die bei Nichtvorhandensein des Korridors 
vorliegen würden.“ Vor allem kämen die Tranſikbeſtimmungen 
auch für Transporte in Bekracht, die gar nicht für Oſtpreußen, fon- 
dern z. B. nach den Randſtaaken oder Rußland beſtimmt feien?). 

Und jo häkten — im Gegenſatz zu den Behauptungen von deut- 
fher Seite — die Transporkmengen vom Reich nach Oſtpreußen 
durch den Korridor und zurück mit jedem Jahre zugenommen. Yer- 
faſſer gibt hierfür ſolgende Zahlen an: 


1) Die Frage, inwieweit 3. B. der Wegfall des heutigen Kor- 
tidorgebietes als Abſatzgebiek bzw. als Bezugsquelle für die oft- 
preußiſche Wirkſchaft hemmend wirkt, übergeht er aus begreiflichen 
Gründen mit Skillſchweigen. 

2) Dieſe Tranſitmengen ſcheinen dem Verfaſſer ein rechter 
Dorn im Auge zu fein, wenngleich er es unkerläßt, wie etwa 
Smogorzewski (ſiehe Oftland-Berichte, Jhrg. 3, Nr. 3, S. 73) fie 
zahlenmäßig zu berückſichkigen. 


Fraktur — Bericht. 
Ankiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Die Frage des pommerelliſchen Korridors) 
1925 1926 1927 


Geſamtmenge in to 2083650 3316 914 4177 583 
davon: Agrar-Produkte 120648 129088 149857 
Waldprodukte 255731 266957 284 798 


Induſtrie- u. Bergwerksprodukte 1072579 1995428 2263 395 

Bei einem Vergleich der deukſchen und der polniſchen Wirt- 
ſchaftsbedürfniſſe zeige ſich da ßdie wirtſchaftliche Bedeutung des 
Korridors für Polen, für das er „der einzige Ausweg zum Meer“ 
fei, bedeutend größer feis). Das käme auch zum Ausdruck, wenn 
man die ſoeben angeführten Zahlen mit denen für den Transport 
durch den Korridor, von Polen nach ſeinen Häfen Danzig und 
Gdingen und zurück vergleiche: 


in % des in % deg 
1925 Tranſits 1926 Cranſits 
Geſamtmenge in to 2850520 137 % 6 747371 203 2% 
davon: 
Agrarprodukte 314 146 260% 812785 242 % 
Waldprodukte 845 846 331% 1564124 586 % 
Induſtrie- und Bergwerks- 
produkte 1273 543 119 % 4351661 218 9% 
1927 1928 
Geſamkmenge in to 8619909 206 % 10 601 494 
davon: 
Agrarprodukte 183 270 122 9% — 
Waldprodukte 1647848 579 9% — 
Induſtrie- und Bergwerks- 
produkte 5875486 260 % — 


Dieſe Aufſtellung wird folgendermaßen ausgewerket: „Man er- 
sieht, daß die Transporte durch den Korridor von und nach 
Polen zweimal so groß als die Transporte von und nach 
Deutschland sind, wollten wir also über das Recht auf den 
Korridor vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt entscheiden, so 
müßten wir feststellen: die Interessen Polens sind 
zweimal so bedeutend als die deutschem).“ 

Aber dem Verfaſſer ſteht noch ein anderer „Trumpf“ zur Yer- 
fügung. Er weiſt nämlich auf den Aufſchwung des Danziger Ha- 
fens hin — von 2112101 to im Jahre 1913 auf 8 626 819 to im 
Jahre 1928 — und fügt hinzu: „Es ist klar, daß im Interesse 
des Welthandels die vierfache Vermehrung des Umschlags 
irgendeines Seehafens nicht gleichgültig ist, und eine solche 
Wandlung muß als höchst positives Zeichen angesehen 
werdens)“ 

[,Sprawa korytarza pomorskiego w świetle przewozów 

kolejowych“; in: „Przemysł i Handel“, 1929, Nr. 6, S. 

259/260.] (69) 


3) Obwohl die politiſche Seite unbeachtet bleiben ſollte, wird 
hier auf die „Rücksichten auf die mehrhundertiährige Zuge- 
hörigkeit der pommerellischen Küste zu Polen“ verwieſen. 

a) Von uns geſperrk. (Red.) — Man könnte um nähere Erläufe- 
rungen zu dieſer Tabelle erſuchen, insbeſondere über die Einteilung 
der Unkergruppen. Ferner ſei nur darauf hingewieſen, daß für 1927 
die nicht näher ſpezifizierken Reſtgruppen für Polen 914 000 to, für 
Deukſchland 1483 000 to befragen (nach der Rechnung des Per- 
faſſers alfo: Polniſcher Verkehr — 62 % des deutſchen Tranfits!). 
Dabei iff der Prozenkteil dieſer nicht näher ſpezifierken Gruppen 
für den deutfhen Verkehr 36 %, — bei dem polniſchen nur 11 %. 
Beachtlich ift ferner, daß gerade die hochwertigſten Güter in dieſen 
nicht näher ſpezifizierten Reſtgruppen enthalten find, bei denen 
dieſer Unkerſchied zu Ungunſten der polniſchen Rechnung vorliegt, 
die daher auch niht näher unterſucht werden. 

5) Es muß immer wieder darauf hingewieſen werden, daß die 
über 2 Millionen to des Jahres 1913 in der Haupfkſache hochwerki⸗ 
gen Güterverkehr (Ein und Ausfuhr) darftellten, während die 
8% Millionen to des Jahres 1928 faſt ausſchließlich durch 
Kohlenausfuhr erreicht wurden, die nahezu ſpurlos an dem Dan- 
ziger Handel vorübergegangen ſind. 
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Fraktur Bericht. 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


Wöjciechowski, Z. Aus einer Reife im 
weſtlichen Slavenlande. 


Die Reife im „weſtlichen Slavenlande“, von welcher der Yer- 
faſſer, Profeſſor der Geſchichte an der Univerſikät Poſen, hier Ein- 
drücke mikteilt, ging von Poſen über Breslau, Dresden, Berlin, 
Stettin nach Poſen zurück. Zunächſt ſpricht er über Breslau und 
deſſen mittelalterliche Denkmäler, beſonders eingehend über das 
Grabmal Heinrichs IV. in der Heiligen Kreuzkirche. „Wir stehen 
wie vor dem politischen Testament der schlesischen Teil- 
gebietsfürsten des 13. Jahrhunderts und zugleich bei den we- 
Sentlichsten Beweisen der Verbundenheit des schlesischen Lan- 
des mit dem Reste Polens im 13. Jahrhundert“, bemerkt er im 
Hinblick auf den die Krone tragenden polniſchen Adler auf dem 
Grabmal. 

Aber an den Reſten der welklichen Architektur find „Spuren 
des Polentums nicht mehr zu erkennen“ muß der Verfaſſer mit 
Bedauern feſtſtellen. In dem neuen Breslau „fragt natürlich 
jeder nach Spuren des Polentums. Es ist nicht leicht, sie zu 
entdecken, es schweigen nämlich von ihnen die Führer durch 
die Stadt, und wir erfuhren z. B. aus mündlicher Information, 
daß polnische Andachten noch in der St. Martinskirche statt- 
finden. Sonst hört man die polnische Sprache nicht, obwohl 
auf den Schildern eine Menge Namen mit deutlichem polnischen 
Klang steht.“ Durch die infolge des Krieges veränderten Verhält- 
niſſe feien auch die hier früher zahlreich anzutreffenden Polen ver- 
ſchwunden. „Im allgemeinen kann sich in Breslau der Pole frei 
bewegen, ohne befürchten zu müssen, irgendwelchen besonde- 
ren Verdrießlichkeiten ausgesetzt zu sein, diametral anders als 
2. B. in Oppelnn 

Polen erhält sich in Breslau wohl noch am stärksten in den 
Wis senschaftlichen Forschungen, die, intensiv von den schlesi- 
schen Deutschen betrieben, in Bezug auf die Piastenzeiten be- 
Ständig polnische Probleme berühren müssen. Feststellen muß 
man auch, daß die deutsche Wissenschaft in Schlesien langsam 
aus der Isolierung im Verhältnis zu den polnischen wissenschaft- 
lichen Forschungen herauszutreten beginnt, unzweifelhaft mit 
dem besten Nutzen für sich selbst.“ 

Beim Beſuch des Kloſters Trebnitz fand der Per- 
faſſer in der Kirche die erſte polniſche Inſchrift in Schleſien, auf 
welcher zu Spenden für das Grab der heiligen Hedwig aufgefor- 
dert wird. „Wenn es sich also um Geld handelt, gestattet man, 
sich an die Opferwilligen auch in ihrer Muttersprache zu 
wenden.“ 

Auf der Reiſe von Breslau nach Dresden über Liegnitz wurden 
Bober und Queis überſchritten. und nun kommt eine für den Yer- 
faſſer recht bezeichnende Notiz: „Erst an dieser Stelle nehmen 
wir Abschied von den eigentlichen alten Grenzen des piasti- 
schen Polens, und nicht früher sollte man die Vorzeigung der 
Pässe fordern“. Aber auch das Land weſtlich des Queis ift für 
ihn kein fremdes, denn es fei das Land der Milczanen mit der 
Hauptburg Bautzen. „Wir suchen nach Spuren der Sorben. 
Am Ort eingeholte Informationen stellen fest, daß die deut- 
schen Statistiken, die die Zahl der Sorben auf 100 000 be- 
schränken, sehr ungenau sind, daß man sie auf eine viertel 
Branibörz läßt sich weder quellenmäßig noch sprachlich be- 
züglich Dresdens und Meißens ſchließen den Artikel, wobei die 
gelegenklich der Erwähnung Brenaburg-Brandenburgs gemachte 
Bemerkung: „der in der polnischen Sprache gebrauchte Name 
Branibörz läßt sich weder quellenmäßig noch sprachlich be- 
gründen“ angenehm auffällt. 

[,Z podrözi po Stowiafszezyznie / zachodniej“ in: „Mest- 

win“ (Wissenschaftl. Beilage zur Zeitung „Słowo Pomor- 

skie“) Jhg. V (1929), Nr. 5, S. 4-6; Nr. 6, S. 6/7] 
(64) 
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Fraktur — Bericht. 
Antiqua — wörtliche Überſetzung des polniſchen Textes. 


Legowski. Vorbereitung des polniſchen Schulweſens 
in Pommerellen im Jahre 1919. 


Der Verfaſſer, ehemals preußiſcher Gymnaſialprofeſſor, nahm 
bei der Bildung des Schulweſens im neuen Polen eine leitende 
Stellung ein, feine Mitteilungen haben demnach quellenmäßigen 
Wert. i 

Einleitend wird bemerkt, der aufgeklärke Teil der polniſchen 
Bevölkerung habe ſchon vor Beginn des Weltkrieges die Nieder- 
lage Deukſchlands erwartet und fich darauf vorbereitet, die Hinter- 
laſſenſchaft der deutſchen Intelligenz zu übernehmen. In Poſen 
hätten fih Ende 1918 der geheime „Pädagogiſche Verein“ (To- 
warzyſtwo Pedagogiczne) unter Leitung der Domherren Pradzynski 
und Lukomski und etwas fpäter der öffentliche „Allgemeine Er- 
ziehungsverein (Powszechne Towarzyſtwo Wychowawcze) unter 
der Leitung von Suchowiak und des Verfaſſers gebildet, die fih 
bald zum „Allgemeinen Pädagogiſchen Verein“ (Powszechne Tow. 
Pedagogiczne) zuſammenſchloſſen. Ihr Zweck fei es geweſen, 
Lehrpläne und Handbücher ſowie, wenn nötig, Lehrer und Schüler 
für die höheren Schulen vorzubereiten. 

Beim Ausbruch der Revolution bildete ſich in Poſen ein ober- 
fter Arbeiter- und Soldatenrak, in dem bald die Polen den Ein- 
fluß an fih riffen. Am 27. November 1918 bevollmächtigte dieſer 
Rat den Domherrn Lukomski, Prof. Dr. Legowski (den Verfaſſer) 
und den Lehrer Suchowiak zur Vertrekung der polniſchen Inter- 
eſſen auf dem Gebiete des Schulweſens. Dieſe forderten den Ein- 
fritt Legowskis in das Provinzialſchulkollegium und den Sudo- 
wiaks in das der Regierung, ſofortige Einführung des polniſchen 
Religionsunterrichts und des polniſchen Sprachunkerrichts ſowie 
Rückverſetzung der aus Poſen und Weſtpreußen nach den preufi- 
ſchen Provinzen verſetzten polniſchen Lehrer. Alles ſei bewilligt 
worden, die Lehrer, und zwar auch gebürtige Weſtpreußen, wurden 
nur nach dem Poſenſchen verſetzt. 

Am 3.—5. Dezember tagte in Poſen der Landtag des preußi- 
ſchen Teilgebiets, der als höchſte Behörde für das ganze Teilgebiet 
den Oberſten Volksrat (Naczelna Rada Ludowa) ernannte. Oberſte 
Vollzugsbehörde wurde das Kommiſſariat des Oberſten Volksrats 
in Poſen, das feine Funktionen für Weſtpreußen dem Unterkom- 
miſſariat in Danzig, an deſſen Spitze der Arzt Dr. Wybicki ſtand, 
übertrug. In den Kreisſtädten entſtanden Volksräte als Behörden 
zweiter Inſtanz. Zur Organiſation des polniſchen Schulweſens in 
Weſtpreußen wurde beim Unkerkommiſſariat in Danzig eine Schul- 
kommiſſion für die höheren Schulen, die zugleich oberſte Schul- 
behörde war, mit Profeſſor Lange und Pfarrer Makowski an der 
Spitze gebildet. Für die Volksſchulen enkſtanden Schulkommiffio- 
nen in Pelplin unter den Pfarrern Strogulski und Zaremba für 
den Regierungsbezirk Danzig und in Thorn unter Fräulein Szu- 
man für den Regierungsbezirk Marienwerder. 

Ende September 1919 ſchickte der Oberſte Volksrat den Pro- 
feſſor Legowski mit einer Delegation polniſcher Lehrer nach Weft- 
preußen. Die auf einer Reife durch die Städte geſammelken In- 
formationen zeigten, daß die Poloniſierung der höheren Schulen 
ſehr ſchwierig ſein werde, da polniſche Lehrer überhaupt nicht 
vorhanden waren und polniſche Schüler und Schüle 
rinnen in jo geringer Zahl), daß außer beim bijchöf- 
lichen Progymnaſium in Pelplin, in dem Mädchenlyzeum in Be- 
rent und dem Gymnaſium in Kulm polniſche Klaſſen nicht würden 
gebildet werden können. In den Vollsſchulen feien überall ge- 
nügend polniſche Kinder vorhanden geweſen, aber die Zahl der 
Lehrer habe nicht ausgereicht, da über ein Drittel von ihnen die 
polniſche Sprache nicht kannte. 

Sofort habe man begonnen, polniſche Kinder für die höheren 
Schulen vorzubereiten und Ausbildungskurſe für Lehrer einzu- 
richten. „Die preußische Regierung, die schon auf Westpreußen 
verzichtet hatte und damals, d. h. im Herbst 1919, die Gewalt 
nur noch vorläufig inne hatte, hätte ohne die geringste Schwie- 
rigkeit in allen Schulen den Religionsunterricht in polnischer 
Sprache für die polnischen Kinder wieder herstellen und die 


1) Von uns geſperrt. (Red.) Eine höchſt wichtige Feſtſtellung 
dieſes wahrlich nicht für die deutſche Seite eingenommenen Zeugen! 
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Fraktur — Bericht. 
Antiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Vorbereitung des polnifhen Schulweſens in Pommerellen im Jahre 1919) 


polnische Sprache als Unterrichtsgegenstand einführen können, 
sie tat es nicht.“ 

Als bei den Berliner Verhandlungen im Sommer 1919 Graf 
Lerchenfeld u. a. deutſche Vorleſungen an der Univerfität Poſen 
forderte, habe einer der polniſchen Delegierten Zugeſtändniſſe be- 
kreffs der polniſchen Sprache gefordert, Regierungspräſident För- 
ffer habe erwidert, daß die Einführung des polniſchen Religions- 
unkerrichts daran geſcheikert fei, daß die kaſchubiſchen Kinder die 
polniſche Sprache nicht verſtünden, und es dem Kaſchubiſchen an 
den nötigen Kulturwörtern fehle. „An der Phantasie, daß die Be- 
völkerung des nördlichen Pommerellens einer anderen Natio- 
nalität angehört als der polnischen, haben die Preußen während 
der ganzen Zeit ihrer Herrschaft über Pommerellen krampf- 
haft festgehalten und auch heute noch nicht auf sie verzichtet, 
sie unterstützen sogar deutsche Gelehrte, damit sie sprach- 
wissenschaftliche Beweise zur Begründung der preußischen 
Politik erfinden.“ 

Der einzige Nutzen für Weſtpreußen, den die Berliner Yer- 
handlungen gebracht häkten, fei geweſen, daß in die Kollegien für 
die Volksſchulen in Danzig Dr. Zegarski, in Warienwerder 
Blenski und in das Provinzialſchulkollegium Dr. Legowski eintra- 
ten, Ihre Kompetenzen feien aber nicht beſtimmk geweſen, und die 
Einſicht der laufenden Akten fei ihnen nicht geftattet worden. Die 
Delegierten hätten feſtgeſtellt, daß es in dem an Polen fallenden 
Teile Weſtpreußens über 1500 Volks- und Mittelſchulen gab, die 
etwa 150 000 Kinder beſuchken, davon 80 % polniſche. An Lehr- 
kräften feien etwa 2000 vorhanden geweſen, davon über 1000 pol- 
niſche, doch fei die Zahl nicht ſicher geweſen, da die preußiſche Re- 
gierung keine Nakionalitätenſtatiſtik betreffs der Lehrer angegeben 
habe. Man habe daher annehmen müſſen, daß etwa 1000 Lehrer 
fehlen würden. Sichere Zahlenangaben habe man für die höheren 
Schulen erhalten: An Seminaren und Präparandenanſtalken gab es 
vier katholiſche und drei evangeliſche mit 17 akademiſch und 52 femi- 
nariſtiſch gebildeten Lehrern, darunker 2 bzw. 6 Polen, und 1286 
deutjchen und 282 polniſchen Schülern. Für die Knaben gab es 
18 höhere Schulen, 16 ſtaakliche, 1 biſchöfliche, 1 ſtädtiſche, mit 205 
akademiſch und 50 ſeminariſtiſch gebildeten Lehrern. Von den erſte⸗ 
ten hätten 15 polniſch geſprochen, fih aber nur zum keinſten Teile 
zur polniſchen Nationalität bekannt, von den letzteren hätten 9 die 
polniſche Sprache gekannt. Unter den Schülern ſeien ungefähr 
1100 Polen und 4000 Deutſche. Für die Mädchen gab es 4 Lyzeen 
und drei Oberlyzeen mit 2886 deutſchen und 509 polniſchen Schüle- 
rinnen, 41 akademiſch und 106 ſeminariſtiſch gebildeten Lehrkräften, 
darunter 2 bzw. 14 Polinnen, Dieſe Zahlen ſtammen nach Angabe 
des Verfaſſers aus dem März 1920. Nicht berückſichkigt feien hier⸗ 
bei die Koedukakionsſchulen mik Lyzeumsplan, die es in 21 kleinen 
Städten und Dörfern gab. Unter den Schülern habe es einige 
wenige Polen gegeben, die Lehrkräfte ſeien faſt lauker Deutſche 
geweſen. 

Es hätten alfo außer etwa 1000 Volksſchullehrern wenigſtens 
300 Lehrkräfte für höhere Schulen gefehlt, und ſelbſt wenn man 
dieſe hätte beſchaffen können, häkten viele Klaſſen und ſogar ganze 
Anſtalten nicht in Aktion treten können, da die polniſchen 
Schüler nicht aus reichten) und die deutſchen dem polni- 
ſchen Unterricht nicht würden folgen können. Nur im Kulmer Gym- 
naſium ſeien am 5. Mai 1919 vorhanden geweſen: 152 polniſche 
und 69 deutſche Schüler und im Pelpliner Progymnaſium am 
11. März 1919: 209 polniſche und 26 deutſche Schüler, im Herbſt 
1919: 223 polniſche und 42 deutſche. 

Am 2. Februar 1920 habe die Kommiſſion für die konfeffio- 
nellen und Schulangelegenheiten in Thorn ihre Tätigkeit begonnen. 
Sie habe nur ein Jahr beſtanden, aber in dieſer Zeit die höheren 
und faſt alle Volksſchulen mit polniſcher Unterrichtsſprache in Be- 
trieb geſetzt und fogar vermehrt. 


L, Przygotowanie szkolnictwa polskiego na Pomorzu w 
roku 1919 przed powstaniem komisji dla spraw wyznanio- 
wych i szkolnych w Toruniu“ in: „Mestwin“ (Wissen- 
schaftl. Beilage zur Zeitung „Słowo Pomorskie“), Jhrg. V 
(1929), Nr. 6, S. 1—3.] (63) 


2) Von uns geſperrt. (Red.) 
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Fraktur — Bericht. 
Antiqua — wörtliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


Sammelbericht über Soͤingen. 


Seit dem Erſcheinen von Heft 1 der „Oſtland-Schriften“ iſt über 
Gdingen von polniſcher Seike manches veröffenklicht worden, 
worüber hier zuſammenfaſſend berichket ſei. 

I. Die Induſtrie- und Handelskammer in Graudenz, die von fidh 
ſelbſt behauptet, daß man fie „mit Fug und Recht als See-Kam- 
mer bezeichnen kann“ (da fiie auch in Ödingen eine beſondere See- 
Abteilung unterhält)t) veröffentlichte kürzlich eine Schrift unter dem 
Titel: „Der Hafen Gdingen“, die — mit einer Anzahl guter Abbil- 
dungen verſehen — für den Hafen Gdingen in polniſchen Handels- 
kreiſen werben ſoll. Die Schrift hat zur Aufgabe: „Entstehung und 
gegenwärtigen Zustand des Gdingener Hafens, seine Bedeutung 
für das polnische Wirtschaftsleben, die Organisation von Hafen, 
Handel- und Bankgeschäften, Maklerei- und Speditionsbedin- 
gungen, Gebührenordnung und Rechtsverhältnisse aufzuzeigen 

Be: (Beigefügt ift ein „Informator“: Überfiht über die Staats- 
und Kommunalbehörden, ihre Beſetzung und ihre Funktionen, fer- 
ner über die Privatfirmen, letztere nach Geſchäfkszweigen ge- 
ordnel.) 

Abſchnitt 1 (S. 4—12) behandelt: Die Bedeutung des 
Gdingener Hafens für das polniſche Wirt- 
ſchafktsleben und wird eingeleitet durch den lapidaren Satz: 
„Unser erster Gedanke nach Erlangung der Unabhängigkeit 
war, den eigenen Hafen zu bauen?).“ Zunächſt tritt der Bericht 
den gegen Polen erhobenen Argumenten (. .. der Hafen fei vor- 
erſt überflüſſig, es handele ſich um Luxusausgaben, welche Polen, 
das den Danziger Hafen zu feiner Verfügung habe, beffer hätte 
unkerlaſſen oder wenigſtens auf ſpäter verſchieben follen .. . uſw.) 
entgegen, und zwar, wie betont wird, nicht mit „populären Schlag- 
worken“; nämlich folgendermaßen: „Europa hat anerkannt, daß 
die Staatsraison Polens bei den heutigen Grenzen Polens und 
seiner ganz eigenartigen Stellung in der internationalen Politik 
die Verfügung über einen eigenen Kriegs- und Handelshafen 
erforderlich macht. Ohne diese Seebasis könnte von einer 
Machtstellung unseres Landes keine Rede sein. Der eigene 
Hafen, in dem wir unbeschränkt souverän sind, — das heißt 
für uns: Sein oder Nichtsein!“ Ferner ergäben wirkſchaftliche Er- 
wägungen „unzweifelhaft, daß Polen, würde es nicht die eigene 
See, den eigenen Hafen besitzen, bei seiner gegenwärtigen 
Wirtschaftsstruktur, bei seinen fast vollkommen geschlossenen 
Landgrenzen — als freie Grenze haben wir de facto nur die 
Südgrenze mit der Tschechoslowakei und Rumänien, während 
Rußland, Litauen und Deutschland für unseren Export augen- 
blicklich verschlossen sind — den Charakter einer Kolonie für 
Westeuropa annehmen würde... . . (S. 5). 

über Danzig heißt es in dieſem Zuſammenhang: „Wir 
brauchen die allgemein bekannten Argumente nicht mehr zu 
wiederholen, daß wir als großes Dreißig-Millionenvolk in 
keinem Fall darauf verzichten können, Danzig im Bannkreis 
unserer Wirtschaftsinteressen zu behalten, daß dieser Hafen 
notwendigerweise voll und ganz, ausschließlich unseren An- 
sprüchen dienen muß. Man muß aber betonen, daß Gdingen 
als neuentstehender Hafen, in dem wir die neuesten technischen 
Errungenschaften zur Anwendung bringen können . ., vor 
allem als Hafen, in dem wir auch politisch die einzigen Herren 
sind, die erste Rolle einnehmen muß“ (S. 5). Zum Yer- 
hältnis Gdingens zu Danzig feien noch einige Preſſeſtimmen nad- 
getragen. Noch am 25. Juni verkündete die offiziöſe „Epoka“, daß 
„Gdingen Danzig keinen Schaden zufügt“, — während die Sta- 
tiſtiken für das 1. Halbjahr 1929 deutlich zeigen, wie jeglicher Zu- 
wachs des polniſchen Seeverkehrs Gdingen zukommt, die Danziger 


1) An einer anderen Stelle der obengenannten Schrift heißt es: 
„Der Hafen Gdingen . .. ist dauernd Gegenstand der Arbeit 
und Fürsorge der Kammer als territorialer Wirtschafts-Selbst- 
verwaltung. In diesem Sinne ist die Kammer .... General- 
vertreter der Wirtschaftskreise Polens in bezug auf die See- 
E 4 

2) Damit wäre wieder einmal die „wirkſchaftliche“ Begründung 
Gdingens, nämlich mit der Unzulänglichkeit Danzigs, Lügen ge- 
ſtraft. 
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Umfäge nahezu unverändert geblieben find. Um dieſelbe Zeit er- 
örterte der bekannte Publiziſt A. Uziemblo „Danzigs Anſprüche 
auf Ausſchließlichkeit“ („Pretensie Gdańska do wylacznosci“) 
in der Zeikung „Polska Zachodnia“ Nr. 174 (27. VI. 1929), wobei 
er feſtſtellte, daß die Gdingener Umſätze bedeutend ſchneller 
wüchſen als diejenigen Danzigs und hinzufügte: „.... Wenn die 
Politik der Freien Stadt Danzig sich nicht ändert, so kann wirk- 
lich die Konkurrenz des neuen Hafens für sie sehr gefährlich 
werden!“ Er „begründete“ diefe Außerung folgendermaßen: 
„Gdingen ist billiger im Betrieb, u. a. auch deswegen, weil es 
keinen „Staat“ zu unterhalten hat.“ In Danzig werde jede Tonne 
belaſtet: „durch die unerhört zahlreiche Polizei, die Zollwache, 
den ganzen Verwaltungsapparalt Und das eben kann der 
Grund werden, daß nicht irgendwelche Privilegien für Gdingen, 
sondern das Leben selbst für Danzig und seinen Hafen todbrin- 
Lend wird.“ — 

Nach diefer Abſchweifung kehren wir zu der von der Handels- 
kammer Graudenz herausgegebenen Schrift über Gdingen zurüch. 
Bei der Oarſtellung über die Bedeutung Gdingens für die polniſche 
Zahlungsbilanz kommt die überſchlagsweiſe Berechnung zu dem 
Ergebnis, daß die polniſche Zahlungsbilanz jährlich allein durch 
den Import über „nichtpolniſche“ (lies: deutſchel) Häfen mit 400 
Millionen Zloty belaftet werde, die bei einer Umleitung des Güter- 
ffroms über Gdingen eingeſpart werden könnten, Beim Export 
lägen die Dinge etwas günſtiger; das fei aber nicht fo bedeufungs- 
voll, da es ſich um geringwerfige Maſſengüker handle. Nach 
wiederholten pathetiſchen Fragen, weshalb der polniſche Konfu- 
ment die „fremde“ Wirkſchaft bereichern folle, folgen einige An- 
gaben über die polniſche Ein. und Ausfuhr über See (auch hier 
wiederholen fih diefe pathekiſchen Bemerkungen, 3. B. „welche 
Gewinne könnte der einheimische Kaufmann erzielen, welche 
Arbeit der polnische Arbeiter finden, wenn wir diesen Handel 
im eigenen Hafen?) konzentrieren könnten!“ (S. 8). Mit befon- 
derem Nachdruck wird der Baumwollimpork betont, auf die 
„koloſſalen Gewinne“ Bremens und Hamburgs, die Gefahr einer 
Abſchnürung der polniſchen Rohſtoffverſorgung bei äußeren Yer- 
wicklungen hingewieſen. Und auch hier wird Konzenkrakion im 
„polniſchen Hafen“ gewünſcht⸗). 

Es folgen im nächſten Abſchnitt ähnliche, kürzere Bemerkungen 
über den Export via Gdingen, ſodann Angaben über die In- 
duſtrialiſierung Gdingens. Nach Erwähnung von Reis- 
und Olmühles) wird hervorgehoben: „Es wäre auch dort der ge- 
Sebene Ort für die Ansiedlung der Hütten- und Metallindustrie, 
die den Schrott von abgewrackten Schiffen umschmelzen bzw. 
verarbeiten könntee)“ (S. 9). Gleichfalls betont werden die guten 
Ausſichken für die Bauſtoffinduſtrie. Gdingen fei ferner der ge- 


3) Wie nicht weiter verwunderlich, heißt es immer „der polni- 
sche Hafen“ — von Danzig fällt kein Work! 

) Abgeſehen von den weniger augenfälligen Verſuchen, die 
Kolonialwareneinfuhr über Gdingen zu leiten — beſonders erfolg- 
reich ſchon bei Kaffee — ſcheinen die Bemühungen bekr. die Um- 
leitung der Baumwolleinfuhr nunmehr doch Erfolg zu erzielen. 
Allerdings handelt es fih nicht um eine Ablenkung des Baumwoll- 
handels, fondern nur der Baumwollkransporke, die auf Grund 
von Beratungen mit der Baumwollbörſe in Bremen ins Werk ge- 
ſetzt wird (Epoka, Nr. 192 vom 16. VII. 1929). Gleichzeitig gewährt 
die polniſche Regierung 10 % Eiſenbahnkarifermäßigung auf 
Baumwolle, die über die polniſchen Häfen geht, (Ebenda.) — 

Ebenfalls ein Schritt in dieſer Nichkung ift die Inbekriebſetzung 
der „American Scankic-Line“ (Gdingen— Nordamerika), um fo 
mehr als für diefe ſchon die kombinierten Eiſenbahn-Seefrachklarife 
zur Anwendung gelangen ſollen. (Siehe „Polska Zachodnia“, 
Nr. 156 vom 9. VI. 1929.) 

5) Über letztere wird beſonders berichtet werden unter Nr. 3. 

6) Hierzu ſei nur darauf hingewieſen, daß die Danziger Werft, 
die in den legten Jahren eine größere Zahl von Schiffen verſchrok— 
tet þat, derartigen Plänen — den Schrokk an Ort und Stelle zu 
verarbeiten — keinerlei Aufmerkſamkeik gefhenkt hat. Im tbri- 
gen vergl. hierzu das betr, ſolcher Pläne in „Oſtland-Berichken“, 
Ihrg. II, Nr. 7, S. 139 Gefagte. (Red.) 
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gebene Ork für Fleiſch- und Fiſchverarbeikungsbekriebe?) zu Er- 
porkzwecken. 

Relativ eingehend wird der Im- und Exporkgroßhandel behan- 
delt und zwar hierbei die Frage der Ausbildung dieſes Kauf- 
mannskyps, über den Polen bisher nur in ſehr wenig Exemplaren 
verfüge. Hingewieſen wird auf das Enkſtehen von Ausbildungs- 
ftätten: Expork⸗Akademie bei der Handelskammer Lemberg, Han- 
delsakadmie in Poſen, Seehandelsſchule in Gdingen (dieſe ſoll 
nach vollendekem Ausbau die Rechte einer Hochſchule erhalten!). 
Weitere Ausbildungsmöglichkeiken würden durch das „Staatliche 
Expork-Inſtitut“ bzw. durch polniſche Firmen in Danzig geſicherk. 

Schließlich wird noch der Ausbau der See- und Handelsgeſetz- 
gebung gefordert, berührt wird kurz die Organiſation von Stadt 
und Hafen. Unter den allgemeinen Hinweiſen auf die Baufort- 
ſchrilte fallen folgende Ausführungen auf: „Wir alle wissen wohl, 
daß in den ersten Jahren... wir nicht an irgendwelchen ge- 
winnbringenden Betrieb dieser Einrichtungen oder gar Amorti- 
sation denken können, — damit rechnet die Regierung...“ 

Der dann folgende Abſchnikt (S. 13—16) unkerrichtet über 
„Die polniſche Handelsflotte” Ihre Schaffung wird 
bezeichnet als „historisches Verdienst der Regierung des Mar- 
schall Pilsudski, die der ganzen Welt den schlagenden Beweis 
dafür liefert, wie berechtigt unsere Ansprüche auf die eigene 
See sinds)“. Nach einem Rückblick auf die erfolgloſen Bemühun⸗ 
gen bis 1926 folgt eine knappe Darſtellung der Staatlihen Han- 
delsflofte („Żegluga Polska“); heutiger Schiffsbeſtand: 9 Frachk⸗ 
ſchiffe mit 29 540 to D. W. T., 5 Paſſagierſchiffe, davon 2 für Oft- 
feefahrt mit je 600 to, die 1928 bei einem Frachkeingang von rund 
11 Millionen Zloty den einheimiſchen Banken bereits Deviſen im 
Werke von 2427 000 Zloty habe zur Verfügung ſtellen können. Es 
folgen Angaben über die Flotte des „Robur“-Konzerns, die 
durch eine beſondere Geſellſchaft — „Polniſch-Skandinaviſche 
Schiffahrtsgeſellſchaft“ (gegenwärtig 5 Schiffe zu je 3000 to D. W. 
T., Robur IV) — betrieben wird. Der Gieſche-Konzern habe 
feine Pflicht — 10 000 to Tonnage in Betrieb zu ſetzen — bisher 
noch nicht erfüllt. 

Schließlich komme noch hinzu die „Polniſch-Britiſche Schiff- 
fahrksgeſellſchaft“ (auf Grund der Verkräge vom Dezember 1928) 
mit 10 853 to (4 Paſſagier-Frachtſchiffe: „Premjer“, „Warszawa“, 
„Lodz“ und „Rewa“)e). Der Geſamkbeſtand der polniſchen Han- 
delsflotte betrage danach (ohne das Schulſchiff „Lwöw“)10) rund 
57 000 to. 


7) Neben der im Bau befindlichen Kühlhalle der Staatl, Land- 
wirkſchaftsbank (ſiehe „Oſtland⸗Schriften“, Heft 1, S. 40) iſt hier zu 
erwähnen der Plan einer Exporkmolkerei, ferner eines Expork⸗ 
ſchlachthauſes. Zu letzterem berichtet die „Epoka“ (Nr. 190, 14. 
VII. 1929), daß bereits eine Geſellſchaft unker Bekeiligung des 
Polniſchen Beacon-Verbandes, des Polniſchen Viehexporkſyndi⸗ 
kals und der Stadt Gdingen gegründet worden fei, die auch mit 
ausländiſchen Abnehmern Verhandlungen begonnen habe. 

8) Auch hier findet ſich wieder der bekannte Vergleich: Polen 
beſitze eine Küſte von 73 km Länge auf 388 000 qkm Fläche, 
Deukſchland dagegen 1488 km auf 472 000 qkm. 

9) Die Vereinbarungen der polniſchen Regierung mit der 
Ellerman-Wilſon-Line, welche die Errichkung einer Konkurrenz- 
linie ausſchließt, wird von privater Seite heftig kritiſtert, dafür 
die Gewährung einer Subvenkion als weniger hemmend vorgeſchla. 
gen (vergl. A. Uziemblo gegen H. Tennenbaum in: „Epoka“ vom 
29. VII. 1929). 

Übrigens trifft die Behauptung, daß diefe 4 Schiffe ausſchließ⸗ 
lich polniſche Beſaßung haben, nichk zu. 

10) Das Schulſchiff, das bereits 60 Jahre alk iſt, ſoll nunmehr 
erſetzt werden, laut Meldungen (u. a. „Glos Prawdy“, Nr. 175, 
v. 28. VI. 1929) durch ein neues Schiff von 2600 to, das 140 
Schüler der Seeſchule — bisher in Dirſchau jetzt in Gdingen — zur 
Ausbildung aufnehmen könne. Nach der gleichen Quelle ſei die 
Finanzierung durch das Ergebnis von Sammlungen in Pomme- 
rellen, die bisher rund 230 000 Zloty erbracht hätten, geſicherk. 

Über diefe Sammlungen für Floktenzwecke äußert 
ſich — und zwar mit ſehr negafivem Ergebnis — A. Dowmunk im 
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Im nächſten größeren Abſchnikt (S. 17—41) wird die Hafen- 
organiſation in Gdingen dargeſtellt. Nach einer Gegen- 
überſtellung: Gdingen — übrige Oſtſeehäfen (Stettin, Danzig, Kö- 
nigsberg u. a.), die — an einer Flußmündung belegen — hiſtoriſch 
geworden feien, meint der Verfaſſer: „der Mangel einer Wasser- 
verbindung Gdingens mit dem Hinterlande wird für Gdingens 
Entwicklung ohne Einfluß bleiben“ (S. 17). Der Grund dafür 
liege darin, daß der Rangftreit zwiſchen Eiſenbahnen und Waſſer- 
wegen bis heute nicht eindeutig entſchieden feitt). Er hofft, © ò ın- 
gen werde ſich, gerade wegen feiner durch nichts gehemmten Aus- 
dehnungsmöglichkeiten zu einem erſtklaſſigen Seehandelszenkrum 
an der Oſtſee und dem Haupkhafen Polens entwickeln. 
Schließlich wird noch die Schwierigkeiten in der Entwicklung 
Gdingens, die durch die Unzulänglichkeit der polniſchen Gejeh- 
gebung bezüglich der Seefragen (Seefragen im allgemeinen, Zoll- 
weſen uſw.) entſtanden ſeien, hingewieſen. 

Der dann folgende Abſchnitt (S. 17—23) betrifft „Die 
Hafenbauken und einrichtungen und ihre Be— 
ſtimmung“. Hier wird zuerſt eine Überficht der einzelnen Hafen- 
becken und Kais, die neuerdings benannt worden findt2), gegeben, 


„Glos Prawdy” („Zbiórka na Flotę“ — Die Sammlung für die 
Flotte, Nr. 300 vom 2. IX. 1929). Er berichtet hierin: 1925 organi- 
fierte die „Liga Morska i Rzeczna“ eine Sammlung für ein 
Kriegsſchiff; die Sammlung ergab nur mehrere hunderkkauſend 
Zloty, für die eine Ausbildungsjacht („Iskra“?) erworben wurde. 
1926 habe das Heer begonnen, für ein Unterjeeboot „WMarſchall 
Pilſudski“ zu ſammeln; bisher feien hier rund 1 Million Zloty 
zuſammengekommen. Eine Reihe anderer Sammlungen ſei im 
Gange: Die Wojewodſchaft Pommerellen für „Pomorze“, der 
Neßekreis für ein Schiff „Bydgoszez“ (Bromberg), die Umgegend 
Poſens für ein Schiff des Namens „Poznan“ oder „Wielkopolska“ 
(Großpolen). In Lodz beſtehe der Plan, Beiträge für ein Schiff 
gleichen Namens zu ſammeln. Die Verſuche des Poln. Flotten- 
komitees zur Zuſammenfaſſung ſeien erfolglos geblieben. Nicht 
nur, daß die Bemühungen zerjplittert würden, (es beſtünden 4 ver- 
ſchiedene „Komitees“), die ganze Sammlung laufe Gefahr. Der 
Verfaſſer ſchlägt vor, nach der gegenwärtig durchzuführenden Re- 
organiſaktion des Flottenkomitees diefe Sammlungsaktionen zu ver- 
einheitlichen, und zwar follten die bisherigen Ergebniſſe derjenigen 
Sammlung zugutekommen, die bisher die beſten Ergebniſſe gehabt 
habe, nämlich der Sammlung des Militärs für das Unkerſeeboot 
„Marſchall Pilſudski“. 

Nach der neueſten Nachricht des „Iluſtrowany Kuryer 
Codzienny” (Krakau), Nr. 305 vom 7. XI. 1929, S. 9, hat das 
Rationale Floktenkomitee der Wojewodſchafk Pommerellen in 
Thorn am 21. Oktober dieſes Jahres in Cherbourg den Motorjegler 
Colbert (2000 Reg.⸗To.) gekauft, der das alkersſchwache Schulſchiff 
„Lwöw“ erſetzen und den Namen „Pomorze“ führen foll. Der Ar- 
tikelfchreiber knüpft an die zukünftigen Fahrken dieſes Schul- 
ſchiffes die Hoffnung, daß es, „die ganze Welt umfahrend, zu- 
gleich dafür Zeugnis ablegen wird, daß die Bevölkerung dieses 
angeblich strittigen „Korridors“ sich in unlösbarer Verbindung 
mit dem polnischen Staate befindet.“ 

11) Der Verfaſſer dürfte für feine Anſichk anführen, daß zu- 
mindeſt gegenüber Danzig die Frage: Waſſer- oder Eijenbahn- 
verbindung keine große Rolle ſpielt oder ſpielen wird. Denn der 
Weichſelverkehr zeigt fih forkdauernd als bedeukungslos, aller- 
dings ift hieran Polen mit ſchuld durch die mangelnde Zlußregu- 
lierung. 

12) Vergl. Karte des Hafens von Gdingen in Oftland-Schrif- 
ken, Heft 1, S. 83. 

Alte Bezeichnung: Neue Bezeichnung. 


Innenbecken I — Marſchall Pilſudski-Becken, 
Kohlenbecken — Kohlenbecken, 

Fiſchereihafen Sübdbecken, 
Küſtenverkehrsbecken — Präſidenken-Becken, 
Rordfeite Innenbechen I — Indien. Kal, 

Südſeite 1 — Polen-Kai, 

Schmalſeite 1 — Roiterdam-Rai, 


Paſſagier-Pier Nordſeite = Franzöſiſcher Kai, 
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ferner eine Überfiht der gegenwärtig in Bekrieb befindlichen re e, Fer 
Hafenteile. Aus der Angabe, daß 1860 m Kaiſtrecke in Betrieb Antiqua — wörtliche Aberſezung des polniſchen Terles. 
ſeien, wird erſichtlich, daß die Bauausführung in der zweiken 
Hälfte 1928 eine erhebliche Verzögerung erfahren hakte). Auch die 
ſpäter angegebene kabellariſche Überſicht der 1929/30 fertigzuſtellen⸗ 
den Kaiſtrecken zeigt gegenüber den früheren Angaben (Oftland- 
Schriften, Heft 1, S. 33 ff.) ein recht erhebliches Zurückbleiben, 
nämlich nur 3370 m. Damit würden im Winker 1930 insgeſamt 
verfügbar fein: 5230 m Kaiſtrecke (gegenüber — wie urſprünglich 
angegeben — 7550 m). 
Die folgenden Überfihten der Verladeeinrichkungen enthalten 
eine Reihe wichtiger Einzelheiten (um jo bedeuffamer als die 
früheren Angaben, auf denen unfer Heft 1 aufbaute, fih vielmals 
widerſprachen). Danach waren vorhanden (wann — ift niht er- 
ſichklich; die Schrift gibt nur die Quelle: Poln. See-Amt in Gdin- 


gen, an): 
Zahl Art Ort Leiſtung Pro Stunde Beſitzer 
2 el. Brückenkräne Schwedenfat 2,5 to 60-70 to Kohle Staat 
2 el. Portalkräne 5 25 , 35060 aAa Robur 
2 ə Pilotenkai Ba — Staat 
2 n ” n 1,5 n tasa un 
1 Kippvorrichtung Schwedenkai 40 „ — .. 
a 
1 Schwimmkran Polenkai 2,5 „ 60 to Kohle D sel 
4 Portalkräne m EIR — Staat 
2 r Rotterdamkai 2,5 , — 5 


Insgeſamk waren alfo vorhanden: 15 Kräne — davon 12 ffaat- 
lich — ferner 1 (priv) Kippvorrichtung. Vorgeſehen find (nach 
einer weiteren Tabelle) für 1929/30: 5 Kräne G ſtaakliche zu je 
2,5 tot); 2 private (Brücken-) Kräne zu je 2,5 to), ferner 2 Kipp- 
vorrichfungen für je 45 to Leiſtung (von privaten Kohlenfirmen). 

Ahnlich find auch die (tabellariſchen) Darſtellungen über die 
Ausſtaktung des Gdingener Hafens mit Lagerungseinrichkungen. 
Vorhanden waren nach dieſem Bericht 5 Lagerhäuſer (insgef, 
16 950 qm Fläche), davon 3 ſtaatliche (11 500 qm) und 2 private 
(5450 qm, davon 4200 qm das Lager der Reismühle). Aus der Auf- 
ſtellung über die geplanten Lagereinrichkungen ift fo viel erſichtlich, 
daß bis Herbſt 1930 mindeſtens 30 000, wenn nicht gar 40 000 qm 
Lagerraum hinzukommen. Davon enkfällt nur der kleinere Teil auf 
ſtaatliche Bauten. (Insgeſamk find 11 Lagerbauken aufgeführt, da- 
von ffaatlih nur 215), bei den übrigen 9 privaten fehlt für zwei 


Südſeike Holländer-Kai, 


Kohlenbecken Weſtſeite — Dänen-Aai, 
fr Nordſeite — Schweden Kai, 
Südbecken Nordſeite — Schleſien-Kai, 
75 Südſeite — England Kai, 
Küſtenverkehrsbecken 
75 Nordſeite — Wilſon-Kai, 
177 Weſtſeite — Präſidenten-Kai, 
gr Südſeite — Pommerellen-Kai. 


13) Nach Oſtland-Schriften, Heft 1, S. 34, ſollten Ende 1928 
rund 2600 m Kai verfügbar fein; hier dagegen find nur 1860 m in 
Betrieb befindlich angeführt. 

14) 2 Brückenkräne, ein Schwimmkran. Auch hier zeigt ſich 
gegenüber früheren Angaben eine gewiſſe Verminderung. Oder 
handelt es ſich vielleicht im Ganzen um eine Verzögerung? 

15) Davon iff eines das Staatliche Kühlhaus, das von der Land- 
wirkſchaftsbank errichtet wird. Dieſes am Warſchall Piljudski- 
Becken gelegene Kühlhaus iff nach Angabe der „Gazeta Polska“ 
vom 23. XI. 1929 (Nr. 25) nahezu fertig und ſoll mit ſeinen 
15 000 qm Kühlfläche eines der größten Hafenkühlhäuſer Europas 
ſein. 

Ebenfalls am Marſchall Pilſudski-Becken foll in Kürze ein vom 
Weſtpolniſchen Zuckerverband in Poſen mik einem Koſtenaufwand 
von 4 Millionen Zloty zu erbauendes Zuckerlagerhaus entftehen. 
Wie die „Gazeka Polska“, der dieſe Notiz ebenfalls enknommen 
iff, meint, „soll dieses Magazin es ermöglichen, daß der gesamte 
polnische Zuckerexport über Gdingen geleitet wird“. 196 
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die Größenangabe; für die reſtlichen 7 werden angegeben: über 
22 000 qm.) Abſchließend wird bemerkt, daß die für die einzelnen 
Hafenteile angegebenen Zwecke (Kohlenverladung, Stückgüter 
uſw.) nicht das Ergebnis irgendwelcher Planung ſind, ſondern ſich 
mehr zufällig entwickelt haben und daher geändert werden können. 
Es mag daher ein Berichk darüber hier unterbleibents), 

Auf den folgenden Seiten (24—29) wird „Die ſtaakliche 
Hafenverwalkung“ dargeftellt, dabei auch „der Zuständig- 
keitsbereich der einzelnen Ministerialressorts und ihre Zu- 
sammenarbeit“, Kurz beſchrieben werden die Funktionen des See- 
amis, des Hafenkapitäns, die Einziehung der verſchiedenarkigen 
Gebühren. Mik beſonderem Nachdruck weiſt der Verfaſſer darauf 
hin, daß der gefamte Grund des Gdingener Hafens, nachdem er 
den Vorbeſitzern enteignet worden iſt, Eigenkum des Staakes — 
verkreken durch das Handelsminiſterium — fei, was die Verwal⸗ 
kung ungemein erleichtere r), vor allem auch die unbedingke Kon. 
krolle des Staates gewährleiſte. Die weiteren Ausführungen (über 
die Lotſenordnung, Benutzung der Schlepper, Einfluß der einzel- 
nen Winiſterients) auf den Hafen uſw.) enthalten haupkſächlich 
lechniſche Einzelheiten. 

Schließlich werden noch berührt: Die Inkerminiſterielle Kom- 
miffion für die Entwicklung von Stadt und Hafen Gdingen, deren 
Beſchlüſſe unverbindliches Orientierungsmakerial für die einzelnen 

iniſterien darſtellen, ferner der „Einſtweilige Hafen-Ausſchuß“ 
beim See-Amk. Hier mag bemerkt fein, daß die Fragen der 
Hafenverwaltung, die recht lebhaft diskutiert worden find“), eigent- 
lich gar nicht behandelt werden. Dafür werden (auf S. 29) noch 
eine Reihe anderer öffenklicher Inſtituke dargeſtellt, fo die „See- 
ableilung“ des Staatl, Mekeorologiſchen Amis, die in Kürze in 
ein „See-Obſervakorium“ umgewandelt werden ſoll. Eigenküm— 
licherweiſe werden die „Schiffahrksnachrichten“ nicht durch diefe 
Skelle, ſondern durch das Hydrographiſche Büro der Kriegsmarine 
in Warſchau herausgegeben. 

Havarie-Angelegenheiken werden durch die Seekammer beim 
Burggeriht in Neuſtadk erledigt, ſofern nicht die betreffenden 
Auslandskonſulate dafür in Frage kommen. Gegenwärtig find von 
der Induſtrie, und Handelskammer in Graudenz vereidigke Sach- 
verſtändige in Gdingen tätig: 1. für Havarie, 2. für Beſchädigung 
von Uferflächen und Hafeneinrichkungen, 3. für Beſchädigung von 
Gütern, 4. für Gewichksſtreitigkeiten. Waren-Experken find in 
Gdingen wegen der fehlenden Warenbörſe noch nicht vorhanden; 
es fehlen ebenſo Verkrekung der großen Qualifizierungsinſtituke, 
wie Lloyds', German. Lloyd. Im Notfall find die Danziger Er- 
perten dieſer Jnftitute in Gdingen tätig (trotz allen Bemühungen 
polniſcher Stellen bei dieſen Inſtikuken, eine Sonderverkretung in 
Gdingen zu errichten). 

Es folgen Nachrichten über Maklerei und Spedi- 
tion. Der am 28. Nov. 1928 in Gdingen gegründete Polniſche 
Schiffsmaklerverband umfaßt 5 Firmen (Zegluga Polska, Polska 
Ajencja Morska, Polniſch-Skandinaviſche Transporkgeſellſchaft, 
C. Hartwig-Pofen und Polski Lloyd); daneben find in Gdingen 9 
(namentlich aufgeführte) Danziger Maklerfirmen tätig (davon 4 
deutſch-Oanziger). Ahnlich ſteht es im Speditionsgeſchäft. Hier 
exiſtiert der „Verband der Gdingener Hafenſpediteure“, dem 6 pol- 
niſche Firmen angehören. Daneben ſind 5 weikere Firmen (davon 
2 deukſch-Danziger) tätig. Dieſe Firmen haben fih für die Spe- 
dition einzelnen Güter ſpezialiſtert (für die einzelnen Firmen an- 
gegeben). 

Von dieſen Firmen haben mehrere mit dem polniſchen Staate 
Abkommen über die Errichkung von Lagerhäuſern getroffen; die 
Durchführung trifft aber (nach dieſem Bericht) auf gewiſſe Schwie- 


16) Über die Hafenbahnen gibt eine ſpezifizierke Darſtellung als 
Geſamklänge an: 36 290 m (in Betrieb). Man vergleiche damit die 
Leiſtung der polniſchen Staatsbahn für den Danziger Hafen. 

17) Gegenübergeſtellt wird: „Danzig, wo die Uferstrecken ein 
Mosaik privater, städtischer und eigener Grundstücke (des 
Hafenausſchuſſes) darstellen“. 

18) Beſonders bedeutungsvoll fei die Tätigkeit des Arbeits- 
und Sozialfürſorgeminiſteriums. 

10) Hierzu vergl. den Sonder ⸗Arkikel. 
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rigkeiten, da es den Konzeſſionserwerbern Schwierigkeiten be- 
reitet, langfriſtige Kredite zu erlangen. Hier wirkt die Takſache, 
daß das geſamte Hafengebiet Staatseigenkum ift, alfo nicht als 
Hypokhekarpfand dienen kann, hemmend. 

Nach kurzen Bemerkungen über Handels- und Bank- 
geſchäfte (S. 32/3), unter denen nur die eine wichtig ift, daß 
das Handelsminiſterium ſich bemühk, (ausländiſche?) Banken für 
das Remboursgeſchäft in Gdingen zu inkereſſteren, gebt die Dar- 
ſtellung zur Skakiſtik der Warenumfäße im Hafen 
von Gdingen über (S. 33—41). Unter den Bemerkungen zu 
den beigefügten Tabellenꝛo) find folgende Ausführungen be- 
ſonders inkereſſank und bezeichnend: Verglichen wird der Jahres- 
umſchlag Gdingens mit dem Danzigs im Jahre 1928, bei gleich- 
zeitiger Gegenüberſtelluno der Uferſtrecken. Dabei wird für Danzig 
eine Kaiſtrecke von 29 km angeſetzkꝛy, und der Verfaſſer präfen- 
tiert feinen Leſern als Ergebnis: „Also bei einer über 20 mal kür- 
zeren Verladestrecke wurde in Gdingen fast der vierte Teil des 
Danziger Umschlags erzielt??).“ Ahnlich kommentiert wird auch die 
Tatſache, daß im Jahre 1928 die deutſche Flagge im Hafenverkehr 
von Gdingen an die zweite Stelle rückte, das zeuge „von einem 
zwar langsamen, aber stetigen Wachstum des Respekts vor 
unserem jungen Hafen in deutschen Reederkreisen“ (S. 34). 
Es folgen (S. 40/41) ein Vergleich von Import und Expork, die be- 
kannten Hinweiſe auf ihr Mißverhälknis und auf die Verſuche, 
dem abzuhelfen, und ſchließlich ein Vergleich des Umſchlags Gdin- 
gens (1928) mit dem der Nachbarhäfen, wobei es u. a. heißt, daß 
wenn deukſcherſeits Gdingen als Kunffprodukt hingeffellt und dar- 
auf hingewieſen werde, daß das polniſche Wirkſchafksgebiel „an- 
geblich natürlich” zu den deukſchen Häfen, beſonders Stettin und 
Bremen, gravitiere, fo zeugken ſolche Darſtellungen nur „von dem 
Streben Deutschlands, unsere Wirtschaftsbeziehungen zum 
Ausland zu beherrschen, sie können aber nicht beweisen, daß 
die Absichten der polnischen Regierung inbezug auf Gdingen 
zwecklos und nicht rationell sind“ (S. 41). 

Weiter enthält die Schrift (auf S. 42—58} eine Darſtellung der 
Hafenabgaben und Hafengebühren, die auf Grund des 
Geſetzes vom 25. Juli 1924 (ergänzt durch die Verordnung des 
Handelsminiſters vom 27. März 1925) erhoben werden. Hier heißt 
es (nach einer ſpezifizierken Überficht): „Bei einem Vergleich sind 
die öffentlichen Hafenabgaben in Gdingen, d. h. diejenigen, die 
dem Staat zufließen, überaus niedrig im Vergleich zu den Ab- 
gaben in anderen Ostseehäfen, — kaum t/s oder . Im Ver- 
hältnis zu Danzig sind sie dreimal so niedrig. 
Das betrifft nicht die Gebühren für die Lagerung und für die 
Kräne, die — anders als die Danziger berechnet — nur um 
einige % geringer als die Danziger sindzs)“ (S. 49). Im übrigen 
haben die reinen Hafenabgaben nur geringen Einfluß auf die Ge- 
ſamkkoſten für die Abfertigung eines Schiffs in einem Hafen; das 
wird gezeigt an einem Vergleich zwiſchen Gdingen und einem 


20) Schiffsverkehr im Gdingener Hafen 1925—1928. — Schiffs- 
verkehr im Gdingener Hafen 1926—1928 (Flaggenbild). — (Spezi- 
fizierker) Warenverkehr 1926—1928 (Im- und Export gefrennt). — 
Überfiht der Geſamkumſätze 1926—1928 (Prozenkankeil des Im- 
ports). — Kohlenerport 1926—1928 (nach Ländern geordnet). 

21) Das ift nach früheren Angaben des Hafenausſchuſſes die tat- 
ſächliche Uferſtrecke im Danziger Hafen, während nur rund 6,6 km 
kaimäßig ausgebaut ſind! 

22) Takſächlich iff das Verhälknis Gdingens zu Danzig wie 

AR 

23) Wären die Gdingener Koſten nur um den Währungsunter- 
ſchied geringer, fo könnten fie höchſtens um 40 % geringer als 
die Danziger Koſten ſein. Hier kommt alſo gegen Uziemblo, der als 
enkſcheidenden Billigkeiksfakkor dieſen Unkerſchied betont, die Poli- 
kik der Regierung, die ſich deſſen bewußt iſt, daß der Hafen in 
den erſten Jahren fih nicht einmal amorkiſieren foll, fo recht zum 
Ausdruck. 


198 


Fraktur Bericht. 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Sammelbericht über Gdingen.) 

finniſchen Hafene). Danach betrugen die Gejamtkoften im finni- 
ſchen Hafen mehr als das Dreifache, die öffentlichen Hafenabgaben 
allein über das Vierfache der polniſchen Koſten. Enkſcheidend ſind 
die eigentlichen Arbeilskoſten, für die allerdings keine kabellari⸗ 
ſchen Überſichken gegeben werden. Dafür folgt noch eine Auf- 
ſtellung der Sätze, die der „Polniſche Schiffsmaklerverband“ im 
Dezember 1928 vereinbart hales). 

Es folgt eine Darſtellung der Rechksverhälkniſſe im 
Gdingener Hafen (S. 54—56), die im Weſenklichen kaum 
mehr als eine Aufzählung der Geſetze (ohne Inhaltswiedergabe) 
iff, die den Wirkungskreis der wichkigſten Seebehörden umgrenzen. 

Den Schluß bildet (auf Seite 57—62) eine Skizze der Ent- 
wicklung der Stadt Gdingen. Im großen Ganzen 
decken ſich die hier enthaltenen Angaben mik unſeren früheren Be- 
richten; eine Neuheit bilden die Zahlen für die Kredittätigkeit der 
„Bank Gospodarſtwa Krajowego”, So find in den Jahren 1927— 
1928 von dieſer an Wohnungsbaukrediten 6 711 400 Zloty vergeben 
worden. Davon wurden 89 Bauvorhaben (610 Wohnungen), deren 
Koſten rund 11 Millionen Zloty betrugen, finanziert, ſomik 66 97 
der geſamken Baukoften. 

Eine gewiſſe Ergänzung dieſer Angaben findet fih in der halb 
amtlichen Zeikſchrift: „Praemyst i Handel“, 1929, Heft 19, S. 833: 
„Der Ausbau der Stadt Gdingen“ („Rozbudowa Miasta Gdynia“). 
Hiernach kommen monaklich 700 Perſonen nach Gdingen, um Ar- 
beit zu ſuchen. Dieſer Nachfrage nach Wohngelegenheiten ent- 
ſpreche die Bautätigkeit nicht im geringſten. Wenn ſie ſich auch 
1928 bedeutend gehoben habe, ſo erſtrecke ſie ſich doch vornehmlich 
auf öffentliche und Geſchäftsgebäude. Nur 80 % der Einwohner 
Gdingens beſäßen erkrägliche (mozliwe) Wohnungen, beſonders da 
kürzlich eine Anzahl von Häuſern niedergeriſſen worden fei. 
„Die Gesamtzahl der Zimmer beträgt in Gdingen rund 4000, 
Was für 25 000 Einwohner zu gering ist.“ Die Folge davon ſei, 
daß die Mieten ſehr hoch feien (der „Informator“ in der Schrift 
der Handelskammer gibt den Mietpreis für Wohnungen auf durch- 
ſchnittlich 100 Zloty pro Zimmer anh), und daß ein Teil der Gdinge⸗ 
ner Einwohner im Danziger Gebiet wohne, „was den Abfluß eines 
bedeutenden Teils von Arbeiter- und Angestelltenverdiensten 
nach Danzig veranlaßt“. Der Bericht fügt zu der ebenfalls mit 
6 711 400 Zloty angegebenen Kreditſumme der Bank Gospodarſtwa 
hinzu (abweichend von den oben angegebenen 66 %): „dieser 
Betrag stellt 30 „ der Kosten der gesamten Bautätig- 
keit dar“, Schließlich wird noch erwähnt, daß 30 Bauvorhaben 
in Gdingen wegen Kreditmangel nicht zu Ende geführt werden 
könnten. 

Eigenkümlich niedrige Zahlen bietet die der von der Graudenzer 
Handelskammer herausgegebenen Schrift beigefügke Darſtellung 
der in den Jahren 1924—1928 errichteten Bauten: 


1924 18 7 

1925 15 120 
1926 48 421 
1927 89 1 246 
1928 93 1 900 


Dabei find Wohnbaracken und Wirkſchaftsgebäude, „die vor- 
übergehend (!) ebenfalls zu Wohnzwecken dienen“, nicht be- 
rückſichtigt. 

Schließlich fei noch aus der Überſicht der zahlenmäßigen Ent- 
wicklung Gdingens hier nachgekragen: 


24) Ein Dampfer in Gdingen lädt 1830 to Kohlen (4 Tage im 
Hafen), Geſamkkoſten 1913,33 3 — 1113,50 Goldfr. (Hafen- 
abgaben 158,15 — 91,70). In einem finniſchen Hafen löſcht ein 
Dampfer 1528 to Kohle (nur 2 Tage im Hafen); Gefamtkoften 
27 851,20 Fmk. — 3 599,30 Goldfrancs. (Hafenabgaben 2849,— 
Smk. — 371,80 Goldfranes. 

Nach den Veröffenklichungen der „Baltic Inkernakional Ma- 
ritime Conference“ 1928. 

25) Über die Gebühren, beſonders auch bezügl. des Verhältniffes 
zu Danzig, vergl. die folgenden Sonder-Artikel. 
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. 1928 22 011 Einwohner 
1929 24 118 5 
1929 25 403 r 
1929 26 679 n 
. 1929 27 207 n" 

. 9. 1929 28 773 " 

Der den Reſtteil der Schrift füllende „Informakor“ enthält eine 
febr aufſchlußreiche Überficht der ſtaaklichen Behörden und Selbſt⸗ 
verwaltungskörperſchaften, ferner Mitteilungen über Kirchen- und 
Schulweſen (2 fiebenklaffige Volksſchulen, 1 Privataymnafium 
mit Internat), Angaben über ſtaakliche und Privatbanken, Konju- 
late2e), eine Lifte der Vereine und wirkſchaftlichen Verbände, und 
ſchließlich Angaben über die wichkigſten Privatfirmen (Reismühle, 
geplante Olmühle, Werft, Schiffsagenkuren). 

[,Gdynia-Port“, hgg. durch die „Izba Przemyslowo-Hand- 
lowa w Grudziądzu. Graudenz, 1929.] 
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II. Die Hafengebühren in Gdingen. 

Mit der Frage der Gdingener Hafengebühren beſchäftigen ſich 
eine Reihe von Darftellungen in der halbamklichen Wochenſchrift 
„Przemysl i Handel“. Zunächſt berichtet St. Legowski über die 
Skaatklichen Lagerhäuſere), für welche die Gebühren 
durch die Verfügung des Handelsminiſteriums vom 1. März 1929 
geregelt ſind. Hierbei wird angegeben, daß Gdingen im Herbſt 1929 
über rund 25 000 qm ſtaakliche Lagerräume verfügen werde. Der 
gleiche Verfaſſer behandelt in einem Aufſatz (in „Przemyt i 
Handel“ 1929, Nr. 18, S. 773) über „Die ſtakiſtiſchen Ab- 
gaben in den polniſchen Häfen“ kakſächlich nur Gdingen. 
Auf Danzig wird nur mit der Bemerkung hingewieſen, daß dork 
bisher dieſe Gebühren niedriger geweſen ſeien als in Gdingen, 
daß aber die im April 1929 erfolgte Neuordnung „bedeutend zur 
Belebung des Danziger Hafens beitragen wird“. 

Über die Maklergebühren äußert fih W. Hubert (in 
„Przemysł i Handel“ 1929, Nr. 15, S. 641/42). Er will vornehm- 
lich dem falſchen Gerücht enkgegenkreten, daß die Maklergebühren 
in Gdingen höher als in Danzig ſeien. Zu dieſem Zweck vergleicht 
er die Angaben des „Vereins Danziger Schiffsmakler“ mit den- 
jenigen des „Polski Zwiazek Makleröw Okrekowych“ (Poln. 
Schiffsmaklerverband, Gdingen). Er kommt zu folgenden Ergeb- 
niſſen: 

Klarierungsgebühren: In Gdingen 0,92 d pro Reg. 
To. (bei Schiffen über 1640 To.) bis zu 1,83 d pro Reg.⸗-To. (bei 
Schiffen bis zu 820 To.). In Danzig dagegen 1,50 d pro Reg. To. 
(bei Schiffen über 2000 Rg.⸗To.) bis zu 3 d (bis zu 500 Reg.-To.). 
Bei Miſchladungen erhöhen fih die Sätze: in Ödingen um 25 %, 
in Danzig um 30 %. Entſprechende Unkerſchiede lägen auch bei 
den Ermäßigungen auf Maſſengüter uſw. vor. Gebühren für die 
Erledigung der Zollformalikäten würden in Gdingen von den 
Spediteuren überhaupt nicht erhoben (in Danzig 0,015 Gulden pro 
cbm, Ermäßigungen für Erz- und Kohlenkransporke, Tankſchiffe 
20 bis 3334 9%). Ein Vorzug Gdingens liege ferner darin, daß 
die Inkaſſo-Proviſion der Makler vielfach geringer fei. In Danzig 
beträgt fie 1% bei Beträgen bis zu 500 E, 0,50 % bei 500 bis 
1000 E, und darüber 0,22 % (allerdings fei eine Reihe von Er- 
mäßigungen vorgeſehen). In Gdingen dagegen bekrügen fie 0,25 % 
für Maſſengüker, 0,50 % für Wiſchladungen. Die Auslageprovi- 
fion bekrage in Gdingen und Danzig gleichmäßig 2% pro Monat. 

Zum Schluß ſtellt der Verfaſſer nochmals die Klarierungsge- 
bühren, welche die wichkigſte Rolle ſpielen, einander gegenüber, 
3 B.: i 


26) Konſularagenkur Frankreichs, Norwegiſches Konfulat (bei 
der Bergenske Lkd.), Schwediſches Konfulat (bei der Poln. Skandi- 
nav. Transporkgeſellſchaft). Die Eröffnung des däniſchen und engli- 
ſchen Konfulats werde in nächſter Zeit erfolgen. Die Liffe iff un- 
vollſtändig: es fehlt das finniſche Konſulak. 

27) In: „Przemysl i Handel“ 1929, Nr. 15, S. 641. Der gleiche 
Verfaſſer berichtet auch über die Benutzungsordnung der ſtaaklichen 
Lagerhäuſer in Goͤingen, in: „Przemysk i Handel“ 1929, Nr. 17, 
S. 725/726. 
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Ein Schiff bis zu 500 Reg.-To. netto 
in Danzig in Gdingen 
zahle pro Reg. To. 3 d 1,83 d 
von 501—1000 2,5 d 1,60 d 
Allerdings wird diefe Darſtellung durch A. Rudzki (in: 
n Przemysl i Handel“, 1929, Heft 19, S. 833), berichkigk, der fol- 
gende Sätze angibtes): 
in Danzig in Gdingen 


bis zu 500 To. 3 d 2,83 d 
500—1000 To. 2,5 d 2,12 d 
2000 To. und mehr 15 d 1,42 d 


[,Przemyst i Handel“ 1929, Nr. 15, S. 641/642. St. Lego wski, 
„Państwowe hangary w Gdyni“: W. Hubert, „Opłaty mak- 
lerskie w portach polskich“. Ferner: „Przemysł i Handel“ 
1929, Nr. 17, S. 725/26: „Regulamin hangarów portowych 
w Gdynie“ (St. L.). „Przemysł i Handel“ 1929, Nr. 18, S. 
773; „Opłaty statystyczne w portach polskich“ (St. Le- 
gowski). „Przemysł i Handel 1929, Nr. 19, S. 833: „Jeszcze 
o opłatach maklerskich w portach polskich“. (A. Rudzki).] 


III. Die SImühle in Gdingen. 


Aus einm kurzen Artikel von St. Legowski fei erwähnt: Auf 
Grund des am 22. Dezember 1928 unkerzeichneten Abkommens ift 
die Danziger Ölmihle zu einer polniſchen Unternehmung mit dem 
Siß in Gdingen umgeffaltet worden. Ihr fei neben der Reismühle 
(am Indien-Kai) eine Kaiſtrecke von 125 m für 35 Jahre zur Yer- 
fügung geſtellt worden, wo im Laufe von 15 Monaten eine öl- 
mühle für die Verarbeitung amerikaniſcher Rohftoffe (50 000 To. 
jährlich) mit einem Koſtenaufwand von 1 Million Dollars zu er- 
richten fei. Wie bei den übrigen Konzeſſionenꝛe) follen diefe An- 
lagen nach 35 Jahren in den Beſitz des polniſchen Staates über- 
gehen. Bedeukſam iſt die Bemerkung: „Weitere Verträge mit 
anderen Industriezweigen, die sich auf ausländische Rohstoffe 
Stützen, sind in Vorbereitung“. 

Eingehender äußerk fih über die neuenkſtehende Hlinduſtrie in 
Gdingen der Ingenieur Jan Podraſzko (in „Przemysk i Handel“ 
1929, Nr. 21, S. 911—914). Er weiſt darauf hin, daß — da die 
Konkurrenzfähigkeit der Ölproduktion „durch geſetzlich feftgelegte 
Steuer- und Tarifermäßigungen“ geſicherk werde — feit der Kon- 
zeſſionserteilung an die Danziger Ölmühle bereits eine Anzahl 
weiterer Geſuche bei dem Handelsminiſterium eingelaufen ſei. Un- 
kerſucht werden dann die beſtehende polniſche Ölproduktion, der 
geſamkpolniſche Bedarf, die Einfuhr — hierbei vor allem der An- 
teil Deukſchlands. — Da fih die deutſche Blinduſtrie (deren För- 
derung durch die deuffhe Handels- und Tarifpolitik ausführlich 
dargeſtellt wird), wie auch die holländiſche Induſtrie gegenüber der 
polniſchen Produktion in überaus günſtiger Lage befänden, 
„könnten nur Ölmühlen, die großzügig angelegt, im Hafen be- 
legen, direkten Zugang zu den Bezugsquellen exotischer Saa- 
ten haben, bei günstigen Umständen den Versuch unternehmen, 
teilweise oder gänzlich die ausländische Konkurrenz zu ver- 
drängen.“ Bei einer Unkerſuchung der polniſchen Olſaaken-Ein- und 
Ausfuhr kommt der Verfaſſer zu folgenden Poſtulaten für die 
Schaffung einer Hlinduſtrie in Gdingen: 1. die neuenkſtehenden 
Betriebe in Gdingen ſollen den (unker ſchwierigen Bedingungen) 
ſchon arbeitenden polniſchen Unternehmungen keine Konkurrenz 
bereiten, 2. Ihr Zweck foll fein: a) den polniſchen Markt mit bis- 
her eingeführten Olen zu verſorgen, b) die Landwirkſchaft mit hoch- 
wertigen Zuttermitfeln (Olkuchen) zu verſehen, c) überſchüſſige 
Fuklermittel nach Dänemark „und Deulſchland“ (!) auszuführen, 
d) „den polnischen Fettmarkt vollständig selbständig zu 
machen und ihn von den heutigen tendenziösen Quellen, vor 


28) Danach ift Gdingen kaum im Vorkeil gegenüber Danzig. 

20) Die Anfänge der Induſtrie Gdingens (Reis. und ̊Glmühle) 
find noch an dem Indien⸗Kai untergebracht worden, die fpäteren 
Unternehmungen werden ſchon an dem Induſtrie-Kanal entſtehen. 
Vielleicht hier auch die Ford-Monkagefabrik, die für Gdingen ge- 
ſichert fein foll! 


Fraktur — Bericht. 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Sammelbericht über Gdingen.) 


allem von Deutschland, abzuschneiden.“ Daraus folgt: Die ſchon 
beſtehenden polniſchen Betriebe follen die einheimiſchen Rohſtoffe 
(Leinſaaken uſw.) verarbeiten; die neuen Bekriebe in Gdingen 
ausſchließlich überſeeiſche Rohſtoffe. — Zu 1. fordert der Ver- 
faſſer Ausfuhrzölle für einheimiſche ölſaaken, Tarifbegünſtigungen, 
Krediterleichferungen für den Ankauf von einheimiſchen Roh- 
ſtoffen; zu 2. Anlage der Gdingener Werke auf Wachstum des 
polniſchen Bedarfs. An Hand von Erglebigkeitsziffern der über- 
ſeeiſchen Rohſtoffe und der Einfuhrziffern für die Jahre 1926 bis 
1928 (Rohſtoffzahlen: 1926: 103 105 To.; 1927: 162 399 To.; 1928: 
164 963 To.) folgert der Verfaſſer: „Die Produktion der Öl- 
industrie in Gdingen müßte anfänglich mindestens 200 000 To. 
verarbeiteter Rohstoffe (Ölsaaten) jährlich betragen.“ Außer- 
dem folle aber die Ausbaumöglichkeik geſichert werden, da der Be- 
darf Polens an Glen und Fetten, ſowohl für Speiſe- als auch In- 
duſtriezwecke, vorausſichklich ſteigen werde. 


[Przemysł i Handel“ 1929, Nr. 1, S. 33: St. Legowski, „Bu- 
dowa oleiarni W Gdyni“. „Przemysł i Handel“ 1929, Nr. 
21, S. 911/14: Jan Podraszko, „Wielki przemysł olejarski 
w Gdyni“.] 


IV. Die Hafenorganifation. 

Eine Reihe von Forderungen werden in einem Aufſaß „Die 
Organisation der Häfen mit besonderer Berücksichtigung des 
Hafens in Gdingen“ (Verfaſſer: B. Nagórski und Dr. F. Hii- 
chenso) aufgeſtellt. Unter Hinweiſen auf die Organiſakion wefteuro- 
päiſcher Häfen heißt es: „Nur die Form des autonomen Ha- 
fens unter Staatskotrolle zeigt sich als für die endgültige Or- 
ganisation in Frage kommend.“ Der Gdingener Hafen diene den 
Zwecken des ganzen Landes, und die Verwaltung des Hafens etwa 
durch die Stadt Gdingen komme daher nicht in Frage, um fo weni- 
ger, als die Stadt keinerlei Handelstradition beſitze. Die Verwal- 
kung dagegen in den Händen der Zenkralverwalkung zu belaſſen, 
bringe alle möglichen Fehler mit ſich: Zenkralismus, Mangel an 
Fühlung mit den Inkereſſenken, Bürokralismus, der ſchon in Staa- 
ken mit weit beſſerer Verwaltung ungünſtige Reſulkake geliefert 
habe. Um dem künftigen aukonomen Hafen in Gdingen möglichſt 
günſtige Entwicklungsbedingungen zu ſichern, müſſe feinen Organen, 
dem Hafenausſchuß und dem Hafendirekkor, nöglichſt 
große Selbſtändigkeit gegeben werden. Vor allem aber ſei es 
wichtig, deren „Kompetenzen auf alle Fragen, die direkt zum 
Bau und Betrieb, zur Verwaltung des Hafens gehören, auszu- 
dehnen, sowie ihnen den genügenden Einfluß auf diejenigen im 
Hafen tätigen Behörden, die notwendig außerhalb der Hafen- 
verwaltung verbleiben müssen, nämlich auf die Zoll- und 
Eisenbahnbehörden zu sichernst).“ Zu den Sonder- 
bedingungen, die dem erſt enkſtehenden Gdingen gewährk werden 
müßten, gehöre auch die, daß den Hafenbehörden auch ein be- 
ſtimmker Einfluß auf ſtädtiſche Angelegenheiten (Stadtplanung, 
Ausbau von Straßen, Bau von Arbeiterwohnungen uſw.) geſichert 
werde. Desgleichen follten zur Kompetenz des Hafenausſchuſſes ge- 
hören: Regelung der Schiffahrk und Polizei im Hafen, Feſtſetzung 
und Einziehung der Abgaben, Beeinfluſſung der Auswanderung. 
Hinſichtlich des Betriebs, der Verlade- und Lagerungseinrichtungen 
im Hafen folle der Hafenausſchuß ſelbſt entfcheiden, ob diefe in 
eigener Verwaltung zu bleiben hätten oder in Einzelfällen an 
Privatfirmen zu vermieken ſeien. Auf die Verwalkung der ſchon 
verpachkeken Einrichkungen müſſe der Hafenausſchuß genügenden 
Einfluß haben und ihm gegebenenfalls das Rechk des Rückkaufs 
zugeſtanden werden. 


30) Beide Verfaſſer find beim Danziger Hafenausſchuß tätig: 
B. Nagörski als kaufmänniſcher Direktor und F. Hilchen als Ver- 
kreker der Republik Polen. Das Problem der Hafenorganiſakion 
berührt Hilchen (außer in feiner Schrift „Der Einfluß der Außen- 
handelsorganiſaktion .. ) auch in dem Auffag: „Der Hafenbau in 
Gdingen“ (Swiat, 1929, Nr. 19). 

31) Man vergl. dagegen die Lage in Danzig, welche die Yer- 
faſſer als Verkreker Polens beim Hafenausſchuß kennen. 


Fraktur — Bericht. 
Antiqua — wörkliche Überfegung des polniſchen Texkes. 
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Die innere Organiſation des Hafenausſchuſſes folle 
der Hafenausſchuß ſelbſtändig im Rahmen allgemeiner Vorſchrif⸗ 
ken regeln. Hier ſei notwendig vor allem eine genaue Trennung 
der Auffichtsbehörden (Hafen- Ausſchuß) von den ausführenden 
Organen (Hafendirektion). Die weitgehenden Freiheiten der 
Hafenverwaltung brächten dem Staat keine Gefahr, da ſowohl auf 
die Zuſammenſetzung des Hafenausſchuſſesse) als auch auf die Be- 
babe der Hafendirektion die Regierung entſcheidenden Einfluß 
abe. 


[,Przemyst i Handel“ 1929, Nr. 14, S. 579—582: Bohdan 
Nagórski — Dr. F. Hilchen, „Organizacia portów morskich 
ze specjalnem uwzględnieniem portu w Gdyni.“] 


V. Der Freihafen in Gdingen. 


Dieſer Aufſatz von Dr. F. Hilchense) unterſcheidet zunächſt die 
Bedeutung des Freihafens für Imporkeure und für Exporkeure 
und ſtellt feſt, daß vom Standpunkt der Imporkeure es „am besten 
wäre, wenn der ganze Gdingener Hafen ein Freizollgebiet 
wäre“, Für den Exporkeur fei diefe Frage nicht fo wichtig, aber 
auch für ihn wäre die oben vorgeſchlagene Löſung am beſten. Der 
dritte Intereſſent, der Schiffseigner — verkreken durch den Mak- 
ler — arbeite gut und ſchnell nur im Freihafen. Für die Finanz- 
und Zollbehörden ſei die Abferkigung von Waren im Freihafen 
ebenfalls leichter und erfordere weniger Perſonal; die Anpaſſung 
der beſtehenden Vorſchriften laffe fih leicht vollziehen. Es verblie- 
ben noch die Inkereſſen der Hafenverwaltung. Da es dieſer vor 
allem darauf ankomme, daß die Hafenbenutzer zufriedengeſtellt 
würden, ſei die Frage auch für dieſe Skelle gelöſt. Zwar ſtehe 
einer Umwandlung des Gdingener Hafens in ein großes Frei- 
gebiet entgegen, daß andere weſteuropäiſche Häfen nur eine be- 
fondere Freizone beſäßen; das erkläre fih durch die verſtreute 
Anlage der einzelnen Hafenkeile, zweitens dienken dieſe Häfen 
auch dem Verkehr mik anderen Häfen des betreffenden Landes. 
Wären z. B. die Danziger Hafenanlagen nicht fo verſtreut gelegen, 
fo hätte der Danziger Hafenausſchuß ſchon 
längt den gefamten Hafen zum Freigebiet 
erklärt. Für Gdingen kräfen alle diefe Bedenken nicht zu, da 
dieſer Hafen einzig dem Verkehr mit dem Auslande diene; ferner 
fei er — als neu enkſtehender Hafen — durchaus zufammen- 
hängend gebaut, Daher fei für Gdingen feſtzuſtellen, daß „je 
größer die Freigebietszone sein wird, um so besser wird es für 
alle Interessenten und die Behörden sein. Durch Einbeziehung 
eines möglichst großen Gebietes in die Freizone . .. machen 
wir diesen Hafen zu dem modernsten und besten.“ Es wäre am 
beſten, wenn unter Einbeziehung der Hafeneiſenbahnen zum Frei- 
hafen in Gdingen erklärt würden: die beiden Außenbecken (Koh- 
len- und Südbecken) und das Marſchall-Pilſudski-Becken. Die er- 
teilten Konzeſſionen (Reismühle uſw.) am Pilfudski-Becken feien 
keineswegs hinderlich; fie müßten (nach Hamburger Muſter) in das 
Freizollgebiek aufgenommen werden. Es ſtehe zu erwarten, daß 
auch die künftigen Induſtriebekriebe an dem Induſtriekanal den 
Wunſch äußern würden, in das Hollfreigebiet eingeſchloſſen zu 
werden. 

[,‚Przemyst i Handel“, 1929, Nr. 25, S. 1083—1085: Dr. F. 

Hilchen, „O wolnoclowa strefę w porcie gdyńskim“‘.] 


In Ergänzung und haupkſächlich im Widerſpruch zu Hilchen 
behandelt die gleiche Frage in der gleichen Zeitfhrift A. Re- 
peczko, der durch feine Arbeiten über die Danziger Finanzen 
bekannt geworden iſt. In längeren kheorekiſchen und hiſtoriſchen 
Ausführungen beſchäftigk fih der Verfaſſer zunächſt mit den Be- 
griffen „Freihafen“ und „Freigebiek“ und kommt zu dem Ergebnis, 
daß der Freihafen, da er fih im Laufe der Jahre als unprakkiſch, 
ja ſogar als ſchädlich erwieſen habe, faſt überall durch die Frei— 


32) Inzwiſchen iſt bekanntlich ein „Einſtweiliger Hafenausſchuß“ 
für Gdingen bereits eingerichtet worden. 

33) Die vielen kechniſchen Erwägungen find hier unbeachkek ge- 
blieben. 


203 


i 
Fraktur — Bericht. 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 


(Sammelberiht über Gdingen.) 

zone erſetzt worden jei. Deshalb könne auch für Gdingen nur diefe 
in Bekracht kommen. Verfaſſer glaubt ſich von ihrer Einführung 
eine ſehr günſtige Entwicklung für Gdingen verſprechen zu können 
und meint: „Vor allem würden auf diese Weise günstige Be- 
dingungen für die Konzentrierung des Handels mit hochwerti- 
gen Waren aller Art in Gdingen geschaffen werden, speziell 
für den Handel mit Rohstoffen, wie Wolle, Baumwolle, Jute, 
Kaffee, Tee, Reis, Tabak, Fette u. a. m.“ 

Nachdem er diefe zu erwartende günſtige Entwicklung noch 
weiter ausgeführt hat, kommt der Verfaſſer zu folgenden Schluß— 
folgerungen: „Man muß feststellen, daß unter den gegenwärti- 
gen Bedingungen, unter welchen sich der Hafen von Gdingen 
befindet, einzig die Schaffung eines Freigebiets dazu beitragen 
kann, günstige Bedingungen für die Konzentrierung 
unseres Überseehandels in diesem Hafen zu 
schaffen. Und in der Folge davon werden wir uns endlich 
von der teuren fremden Vermittlungs) befreien, 
ein Umstand, der in höchst günstigem Maße auf die Entwick- 
lung der gesamten nationalen Wirtschaft Polens einwirken 
wird.“ 

„Porto-Franco czy strefa wolnoclowa w Gdyni“ in: 
„Przemysł i Handel“, 1929, Nr. 36, S. 1510—1512.] 


Es fei darauf hingewieſen, daß die Zeitſchrift, in der dieſer 
Aufſat erſchlenen ift, vom polniſchen Miniſterium für Handel und 
Gewerbe unter Mitwirkung der Winiſterien für Finanzen, Land- 
wirtfchaft und Verkehr herausgegeben wird, 


Mit ebenſo bemerkenswerken Außerungen empfiehlt ein Aufſatz 
der Zeitſchrift: „Przeglad Gospodarczy“ die Einrichtung eines Frei- 
gebiets in Gdingen: „Es unterliegt nicht dem geringsten Zwei- 
fel, daß unter den jetzigen Bedingungen, da die Richtlinie der 
polnischen Außenhandelspolitik vor allem in die Richtung weist, 
möglichst schnell sich von der kostspieli- 
gen und auf dem ganzen Wirtschaftsleben 
des Landes lastenden fremden Vermittlung zu 
befreien), das Problem, in Gdingen den überwiegenden Teil 
unseres Überseehandels zu konzentrieren, ungemein aktuell ist. 
Dieses Problem kann nur dadurch gelöst werden, daß in Gdin- 
gen ein möglichst breites Freigebiet geschaffen wird.“ 

[Znaczenie strefy wolnocłowej w Gdyni“; in: „Przegląd 
Gospodarczy“, Heft 18 (15. IX. 1929), S. 847/848.] 


VI. Der Safentat 

Dieſer ift durch Verordnung des Minifferiums für Handel und 
Gewerbe vom 18. Februar 1929 ins Leben gerufen worden und 
hak ſeine Tätigkeit am 20. April 1929 begonnen. Er ift als eine 

proviſoriſche Einrichtung gedacht und ſoll die Funktion eines Gut- 
achter bei allen den Hafen von Gdingen betreffenden Fragen aus- 
üben, jo z. B. in der Frage des weiteren Ausbaus, der Hafen- 
gebühren, der Erkeilung von Konzeſſionen u. a. m. 

Mitglieder des Hafenrats find: Der Direktor des Seeamts 
Poznański als Vorſitzender, der Delegierte der Regierung in Gdin- 
gen (Bolek), der Direktor der Staatlichen Schiffahrt (Rummel), 
der Direktor der Handelskammer Graudenz (H. Krupki), ferner 
Dr. Hilch e nse) und Konſul Korfon. Schließlich find noch der Zoll, 
die Eiſenbahn und die Wojewodſchaft Pommerellen im Hafenrat 
vertreten, 


[,Gazeta Morska“, Nr. 67 (23. IV. 1929) und Nr. 69 (25. IV. 
1929.] 
(565) 


32) Von uns geſperrk. (Red.) Gemeint iſt damit in erſter Linie 
der Danziger Reeder und der Danziger Kaufmann! 

35) Von uns geſperrk. (Red.) 

36) Es fei darauf hingewieſen, daß Dr. Hilchen zugleich als 
Vertreter Polens auch Mitglied des Danziger Hafenausſchuſſes ift. 


Fraktur — Berichk. 
Antiqua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Texkes. 
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